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1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1 Mit dem „Programm Agrar-Umwelt-Landschaft (PAULa)“
wird die Einführung oder Beibehaltung umweltschonen-
der landwirtschaftlicher Erzeugungspraktiken gefördert,
um einen wirksamen Beitrag zur nachhaltigen Ent wick -
lung des ländlichen Raums zu leisten. Gleichzeitig wird
dem Verbraucherinteresse Rechnung getragen, ein ver-
bessertes Angebot von umweltverträglich erzeugten Pro -
dukten zu erhalten. Zudem werden Voraussetzungen für
eine stärkere kosten- und einkommensneutrale Be ach -
tung von Umweltbelangen in der Landbewirt schaf tung
ge schaffen. Durch PAULa soll die Kulturlandschaft er -

halten sowie Stoffeinträge und Bodenerosionen reduziert
werden; darüber hinaus soll die Artenvielfalt bei Flora
und Fauna gesichert und wiederhergestellt und somit ein
Beitrag zur Biodiversität geleistet werden.

Durch die Umwandlung von Ackerflächen in Grünland
werden Biotope und Naturschutzflächen mit dem Ziel
eines vernetzten Biotopsystems geschaffen. Auch wer-
den brach gefallene Rebflächen gepflegt und somit ihr
ökologischer Wert langfristig gesichert.

1.2 Die Förderung erfolgt durch Gewährung von Zuwen dun -
gen, die den durch Ertragseinbußen, Steigerung der Pro -
duktionskosten, Durchführung von Pflegemaß nah men
und arbeitswirtschaftliche Erschwernisse entstehenden
Einkommensausfall ausgleichen oder weitgehend ver-
mindern sollen.

1.3 Die Zuwendungen werden als Projektförderung in Form
der Festbetragsfinanzierung auf der Grundlage

– der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom
20. September 2005 über die Förderung der Ent wick -
lung des ländlichen Raums durch den Europäischen
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd -
lichen Raums (ELER) (ABl. EU Nr. L 277 S. 1),

– der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 der Kommission
vom 15. Dezember 2006 mit Durchführungs bestim -
mun gen zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates
über die Förderung der Entwicklung des ländlichen
Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) (ABl.
EU Nr. L 368 S. 15),

– der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 der Kommission
vom 7. Dezember 2006 mit Durch führungs bestim -
mun gen zur Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates
hinsichtlich der Kontrollverfahren und der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen bei Maßnahmen zur För -
derung der Entwicklung des ländlichen Raums (ABl.
EU Nr. L 368 S. 74),

– der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom
21. Juni 2005 über die Finanzierung der Gemein sa men
Agrarpolitik (ABl. EU Nr. L 209 S. 1),

– der Verordnung (EG) Nr. 1848/2006 der Kommission
vom 14. Dezember 2006 betreffend Unregelmäßig -
keiten und die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter
Beträge im Rahmen der Finanzierung der gemein -
samen Agrarpolitik sowie die Einrichtung eines ein -
schlä gigen Informationssystems und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 595/91 des Rates (ABl. EU
Nr. L 355 S. 56),

– des Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver -
bes serung der Agrarstruktur und des Küsten schutzes“
(GAKG) in der Fassung vom 21. Juli 1988 (BGBl. I
S. 1055) in Verbindung mit dem vom Planungsaus -
schuss der Gemeinschaftsaufgabe „Ver besserung der
Agrarstruktur und des Küsten schutzes“ beschlossenen
jeweils gültigen Rahmenplan,

– der Verordnung über die Durchführung von Stüt zungs -
regelungen und gemeinsamen Regeln für Direkt zah lun -
gen nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 im Rah -
men des Integrierten Verwaltungs- und Kontroll sys tems
sowie zur Änderung der Kartoffelstärke prä mien verord -
nung vom 3. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3194),

– des Direktzahlungen-Verpflichtungengesetzes (Direkt
ZahlVerpflG) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1763, 1767),

– der Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung (Direkt
ZahlVerpflV) vom 4. November 2004 (BGBl. I S. 2778),

– des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG)
vom 23. Dezember 1976 (GVBl. S. 308, BS 2010-3),

– der §§ 23 und 44 Abs. 1 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) vom 20. Dezember 1971 (GVBl. 1972 S. 2,
BS 63-1) und der hierzu ergangenen Verwaltungs vor -
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schrift über den Vollzug der Landeshaushaltsordnung
(VV-LHO) vom 20. Dezember 2002 (MinBl. 2003 S. 22),
soweit in dieser Verwaltungsvorschrift nichts anderes
bestimmt ist,

– des Entwicklungsprogramms „Agrarwirtschaft, Um -
welt maßnahmen, Landentwicklung (PAUL)“ des Lan -
des Rheinland-Pfalz nach Artikel 15 der Verordnung
(EG) Nr. 1698/2005.

in den jeweils geltenden Fassungen gewährt.

1.4 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Zuwendungen
besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde (Nummer 7.1.1)
entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen
der verfügbaren Haushaltsmittel. Bestehende Verpflich -
tun gen werden vorrangig ausgezahlt.

Bei begrenzt zur Verfügung stehenden Haushaltsmitteln

– wird für die Anträge auf Fördermittel nach den Pro -
grammteilen I bis III, V und VI, VIII bis X sowie XII und
XIII eine Prioritätensetzung durch das für die Agrar -
förderung zuständige Ministerium vorgenommen und

– die Anträge auf Fördermittel nach den Programmteilen
IV, VII, XI und XIV werden einer naturschutzfachlichen
Prioritätensetzung des für den Naturschutz zustän -
digen Ministeriums unterzogen. Bei gleichwertigen
Flächen wird nach dem zeitlich früheren Eingang des
Antrages entschieden.

2 Gegenstand der Förderung

Förderfähig sind

2.1 bei Programmteil I (Nummer 4.1) die Einführung oder
Beibehaltung der ökologischen Wirtschaftsweise im Un -
ter nehmen (Acker-, Obst- und Weinbau sowie Grün land -
bewirtschaftung),

2.2 bei Programmteil II (Nummer 4.2) die umweltschonende
Wirtschaftsweise im Unternehmen und dort

2.2.1 im Ackerbau und/oder

2.2.2 im Obstbau mit zugelassenem Einsatz von Herbiziden
oder

2.2.3 im Obstbau mit vollständigem Verzicht auf den Einsatz
von Herbiziden und/oder

2.2.4 im Weinbau mit zugelassenem Einsatz von Herbiziden
oder

2.2.5 im Weinbau mit vollständigem Verzicht auf den Einsatz
von Herbiziden,

2.3 bei Programmteil III (Nummer 4.3) die umweltschonende
Bewirtschaftung der gesamten Dauergrünlandfläche des
Unternehmens durch Rinder-, Schaf-, Ziegen-, Damtier-
und/oder Pferdehaltung und dort

2.3.1 auf bereits im Unternehmen vorhandenem Dauer grün -
land und/oder

2.3.2 auf in Grünland umgewandelten Ackerflächen,

2.4 bei Programmteil IV (Nummer 4.4) der Vertrags natur -
schutz Grünland durch

2.4.1 extensive Bewirtschaftung von Mähwiesen und Weiden
und/oder

2.4.2 extensive Bewirtschaftung von Mähwiesen und Weiden
nach dem Kennartenprogramm und/oder

2.4.3 extensive Bewirtschaftung von artenreichem Grünland
und/oder

2.4.4 extensive Bewirtschaftung von artenreichem Grünland
nach dem Kennartenprogramm und/oder

2.4.5 extensive Bewirtschaftung von umgewandelten Acker -
flächen in artenreiches Grünland sowie

2.4.6 Anlage von Sonderstrukturen auf den nach Nummer 2.4
geförderten Flächen,

2.5 bei Programmteil V (Nummer 4.5) die Umwandlung ein-
zelner Ackerflächen in Grünland durch

2.5.1 Umwandlung von Ackerflächen in Grünland und dessen
extensive Bewirtschaftung und/oder

2.5.2 Beibehaltung der extensiven Bewirtschaftung bereits in
Dauergrünland umgewandelter Ackerflächen,

2.6 bei Programmteil VI (Nummer 4.6) die Grünlandbewirt -
schaftung in den Talauen der Südpfalz,

2.7 bei Programmteil VII (Nummer 4.7) der Vertragsnatur -
schutz Acker durch

2.7.1 Anlage von Ackerrandstreifen zum Schutz von Acker -
wild kräutern und/oder

2.7.2 Anlage von variablen Ackerrandstreifen zum Schutz von
Wildtieren,

2.8 bei Programmteil VIII (Nummer 4.8) das Mulchverfahren
im Ackerbau und dort

2.8.1 das Mulchverfahren mit Zwischenfruchtanbau und/oder

2.8.2 das Mulchverfahren mit Stoppelbrache,

2.9 bei Programmteil IX (Nummer 4.9) die Anlage von Saum-
und Bandstrukturen im Ackerbau und deren extensive
Bewirtschaftung,

2.10 bei Programmteil X (Nummer 4.10) die umweltscho -
nende Bewirtschaftung der Steil- und Steilstlagen im
Wein bau,

2.11 bei Programmteil XI (Nummer 4.11) der Vertragsnatur -
schutz Weinberg durch

2.11.1 Freistellungspflege in Weinbergslagen und/oder

2.11.2 Offenhaltungspflege in Weinbergslagen und/oder

2.11.3 Pflanzung von Rotem Weinbergspfirsich in Weinbergs -
lagen sowie

2.11.4 Anlage von Sonderstrukturen auf den nach Nummer 2.11
geförderten Flächen,

2.12 bei Programmteil XII (Nummer 4.12) der Einsatz alter -
nativer Pflanzenschutzverfahren

2.12.1 bei der Bekämpfung des Maiszünslers und/oder

2.12.2 bei der Bekämpfung des Apfelwicklers und/oder

2.12.3 bei der Bekämpfung des Frostspanners,

2.13 bei Programmteil XIII (Nummer 4.13) der Einsatz biotech-
nischer Pflanzenschutzverfahren im Weinbau,

2.14 bei Programmteil XIV (Nummer 4.14) der Vertragsnatur -
schutz Streuobst durch

2.14.1 Neuanlage von Streuobstbeständen und/oder

2.14.2 Pflege und Erhaltung von Streuobstbeständen sowie

2.14.3 Anlage von Sonderstrukturen auf den nach Nummer 2.14
geförderten Flächen.

3 Zuwendungsberechtigte Person und allgemeine
Zuwendungsvoraussetzungen

3.1 Zuwendungsberechtigte Person

Gefördert werden

3.1.1 landwirtschaftliche Unternehmerinnen und Unternehmer
im Sinne des § 1 des Gesetzes über die Alterssicherung
der Landwirte (ALG) vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890)
in der jeweils geltenden Fassung als Einzel unter neh me -
rin nen oder Einzelunternehmer oder, jeweils nur gemein-
sam, als Mitgesellschafterinnen oder Mitgesellschafter
einer Gesellschaft. Gesellschaften können gefördert wer -
den, wenn mindestens eine Mitgesellschafterin oder ein
Mitgesellschafter die Voraussetzungen des § 1 ALG er -
füllt; in begründeten Einzelfällen kann die Bewilli gungs -
behörde mit Zustimmung des für die Agrarförderung
zuständigen Ministeriums Ausnahmen von den in Satz 1
genannten Voraussetzungen zulassen.



Anwendergemeinschaften werden in den Programm -
teilen XII und XIII den Gesellschaften gleichgestellt,

3.1.2 Körperschaften, Personenvereinigungen oder Ver mö -
gens massen, die ein land- oder forstwirtschaftliches Un -
ternehmen bewirtschaften und ausschließlich und un mit -
tel bar kirchliche, gemeinnützige oder mildtätige Zwecke
im Sinne des Steuerrechts (§§ 51 ff. der Abgaben ord -
nung) verfolgen,

3.1.3 sonstige private Grundstückseigentümerinnen oder
Grundstückseigentümer sowie Nutzungsberechtigte von
Grundstücken in den Programmteilen IV, X, XI und XIV.
Bei den Programmteilen XII und XIII sind die vorgenann-
ten Personen nur als Mitglieder einer Anwender gemein -
schaft zuwendungsberechtigt,

3.1.4 Personen, die Altersgeld, Landabgaberente, Hinterblie -
benen geld oder volle oder teilweise Rente wegen Er -
werbs minderung nach den Bestimmungen des ALG oder
eine andere gesetzliche Rente wegen Erwerbs min derung/
Erwerbsunfähig keit erhalten, sind von der Teil nahme an
den Programmteilen I, II, III, V, VI, VII VIII, IX, XII und XIII
ausgenommen.

Bei den Programmteilen XII und XIII sind die vorgenann-
ten Personen auch als Mitglieder einer Anwender gemein -
schaft zugelassen.

3.2 Alle oder mehrere Programmteile betreffende Zu wen -
dungs voraussetzungen

Die Zuwendungen können gewährt werden, wenn

3.2.1 im Falle der Programmteile I, II, III und VIII der Sitz des
Un ter nehmens der zuwendungsberechtigten Person zum
Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung gemäß Artikel 3
Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 im Land
Rheinland-Pfalz liegt,

3.2.2 Unternehmen, die eine Ausnahmegenehmigung für die
Ausbringung von mehr als 170 kg Gesamtstickstoff aus
Wirtschaftsdüngern tierischer Herkunft pro Hektar und
Jahr für intensiv genutzte Grünlandflächen beantragen,
sind von der Teilnahme an allen Programmteilen aus -
geschlossen,

3.2.3 bei den übrigen Programmteilen die zu fördernden Flä -
chen im Land Rheinland-Pfalz belegen sind und im Falle

3.2.3.1 des Programmteils V die Flächen nach folgenden Kri -
terien ausgewählt werden:

– Belegenheit im Verfahrensgebiet einer Bodenordnung
nach dem Flurbereinigungsgesetz in der Fassung vom
16. März 1976 (BGBl. I S. 546) in der jeweils geltenden
Fassung und Ausweisung als Zielflächen im „Flur -
berei ni gungs- und Zusammenlegungsplan“ und/oder

– vollständige oder teilweise Belegenheit in nach § 88
Landeswassergesetz in der Fassung vom 22. Januar
2004 (GVBl. S. 53, BS 75-50) in der jeweils geltenden
Fassung durch Rechtsverordnung festgelegten Über-
schwemmungsgebieten von Gewässern und/oder

– Belegenheit direkt an Gewässern erster, zweiter oder
dritter Ordnung und/oder

– Belegenheit in einem ausgewiesenen Wasserschutz -
gebiet,

3.2.3.2 des Programmteils VI die Flächen in dem von dem für die
Agrarförderung zuständigen Ministerium abgegrenzten
Gebiet liegen,

3.2.3.3 des Programmteils X die Flächen in dem von dem für
den Weinbau zuständigen Ministerium abgegrenzten
Gebiet liegen. Dabei gelten als förderfähige Steillagen
bestockte Rebflächen mit einem Umfang von mindes-
tens 0,25 Hektar (Steillagenflächen) und als förderfähige
Steilstlagen bestockte Rebflächen mit einem Umfang
von mindestens 0,05 Hektar (Steilstlagenflächen),

3.2.3.4 der Programmteile IV, VII, XI und XIV die Flächen nach
Zielgebieten und dort nach ökologischen Kriterien aus-
gewählt werden,

3.2.4 die zuwendungsberechtigte Person mit dem Land
Rhein land-Pfalz, vertreten durch die Bewilligungs behör -
de (Nummer 7.1.1), einen Bewirtschaftungsvertrag
(Num mer 7.1.2) abschließt, in dem sie sich für die Dauer
des Verpflichtungszeitraums (Nummer 6.1) verpflichtet,
die für den beantragten Programmteil aufgeführten Ver -
pflichtungen einzuhalten,

3.2.5 die in den jeweils gültigen Grundsätzen (Nummer 6.2)
vor geschriebenen Aufzeichnungen unverzüglich nach
Durchführung der jeweiligen Tätigkeit geführt werden,

3.2.6 keine Handlungen vorliegen, die nachgewiesenermaßen
die Erlangung eines Vorteils zum Ziel haben, der den
Ziel setzungen der einschlägigen Gemeinschafts vor schrif -
ten und dieses Programms zuwiderläuft, indem zum
Beispiel künstliche Voraussetzungen für die Erlangung
dieses Vorteils geschaffen werden,

3.2.7 die zuwendungsberechtigte Person im Falle der Pro -
grammteile I, II (nur Nummer 2.2.1), III, VIII und IX den zu
Beginn des Verpflichtungszeitraums vorhandenen Um -
fang der Dauergrünlandflächen des Unternehmens, außer
in den Fällen des Besitz-/Eigentumswechsels, nicht ver-
ringert. Abweichend hiervon kann die Verringerung des
Umfangs der Dauergrünlandfläche auf schriftlichen An -
trag durch die Bewilligungsbehörde genehmigt werden,
wenn dies im Rahmen von baulichen Maßnahmen zur
betrieblichen Entwicklung erforderlich ist,

3.2.8 bei den Programmteilen IV, XI und XIV die zuwendungs-
berechtigte Person auf den der Förderung unterliegen-
den Flächen mit Genehmigung der Bewilligungsbehörde
standortangepasste Bäume oder Sträucher pflanzt oder
Lesesteinhaufen oder -riegel oder Vernässungsstellen
anlegt und diese für die Dauer des Verpflich tungs zeit -
raums beibehält. Die Lage der vorgenannten Sonder -
struk turen auf den der Bewilligung zugrunde liegenden
Flächen wird durch die Bewilligungsbehörde im Bewirt -
schaftungsvertrag festgelegt.

3.2.9 Ackerflächen, die bereits vor Inkrafttreten dieser Ver -
waltungsvorschrift im Rahmen eines Agrarumwelt pro -
gramms auf der Grundlage

– der Verordnung (EWG) Nr. 797/85 des Rates vom
12. März 1985 zur Verbesserung der Effizienz der
Agrar struktur (ABl. EG Nr. L 93 S. 1),

– der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91 des Rates vom
15. Juli 1991 zur Verbesserung der Effizienz der Agrar -
struktur (ABl. EG Nr. L 218 S. 1),

– der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates vom
30. Juni 1992 für umweltgerechte und den natürlichen
Lebensraum schützende landwirtschaftliche Produk -
tions verfahren (ABl. EG Nr. L 215 S. 85) und/oder

– der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die Förderung der Entwicklung
des ländlichen Raums durch den Europäischen Aus -
rich tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft
(EAGFL) und zur Änderung bzw. Aufhebung bestimm-
ter Verordnungen (ABl. EG Nr. L 160 S. 80)

in Grünland umgewandelt wurden, können, unabhängig
von ihrer Nutzung vor Beginn des jeweiligen Verpflich -
tungs zeitraums, nicht nach den Nummern 2.3.2, 2.4.5
und 2.5.1 gefördert werden.

Gleiches gilt für Flächen, die in den drei Jahren vor
Beginn des Verpflichtungszeitraums als Grünland oder
Dauergrünland genutzt wurden. Über Ausnahmen ent-
scheidet das für die Agrarförderung zuständige Minis -
terium.

4 Spezielle Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Programmteil I: Einführung oder Beibehaltung der ökolo-
gischen Wirtschaftsweise im Unternehmen (Nummer 2.1)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich,
das gesamte Unternehmen auf der Grundlage der Ver -
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ordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni
1991 über den ökologischen Landbau und die entspre-
chende Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeug -
nisse und Lebensmittel (ABl. EG Nr. L 198 S. 1) und der
Verordnung (EG) Nr. 1804/1999 des Rates vom 19. Juli
1999 zur Einbeziehung der tierischen Erzeugung in den
Geltungsbereich der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 über
den ökologischen Landbau und die entsprechende Kenn -
zeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und
Lebensmittel (ABl. EG Nr. L 222 S. 1) in den jeweils gel-
tenden Fassungen in die Fördermaßnahme einzubringen
und zu bewirtschaften und bei der Bewirtschaftung die
jeweils geltenden Grundsätze (Nummer 6.2) einzuhalten.

Wurde das Unternehmen oder Betriebsteile/Flächen der
zuwendungsberechtigten Person davon in den beiden
vor Beginn der Antragstellung liegenden Kalenderjahren
ökologisch bewirtschaftet, liegt eine Einführung der öko-
logischen Wirtschaftsweise im Unternehmen nicht vor.
Dies gilt auch für den Fall, dass Unternehmen oder Be -
triebs teile/Flächen davon aufgrund von Verstößen oder
falscher Angaben ganz oder teilweise von der Förderung
des ökologischen Landbaus ausgeschlossen oder von
der anerkannten Kontrollstelle nicht zertifiziert wurde.
Über Ausnahmen entscheidet das für die Agrarförderung
zuständige Ministerium.

4.2 Programmteil II: Umweltschonende Wirtschaftsweise im
Unternehmen (Nummer 2.2)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, bei
der Bewirtschaftung der Flächen die jeweils geltenden
Grundsätze (Nummer 6.2) einzuhalten und

4.2.1 bei dem umweltschonenden Obstbau (Nummer 2.2.2)
von den in ihrem Unternehmen vorhandenen Kern- und
Steinobstflächen mindestens 2 v. H. und höchstens
5 v. H. als ökologische Ausgleichsflächen (Nummer 6.3)
auszuweisen. Im Falle der teilweisen oder vollständigen
Neuanlage von ökologischen Ausgleichsflächen auf zum
Zeitpunkt der Antragstellung im Unternehmen vorhan -
denen Ackerflächen sind alle verbleibenden Kern- und
Stein obstflächen des Unternehmens gemäß den vor -
genannten Grundsätzen zu bewirtschaften.

Bei vollständigem Verzicht auf den Einsatz von Herbi -
ziden (Nummer 2.2.3) ist die Verpflichtung auf den ge -
samten Kern- und Steinobstflächen des Unter nehmens
einzuhalten. Kern- und Steinobstflächen, auf denen der
Verzicht auf den Einsatz von Herbiziden aufgrund der
topographischen Verhältnisse nicht möglich ist, können
auf schriftlichen Antrag von der jeweils beantragten Ver -
pflichtung befreit und aus der Förderung herausgenom-
men werden,

4.2.3 bei dem umweltschonenden Weinbau (Nummer 2.2.4) im
Falle des vollständigen Verzichts auf den Einsatz von
Herbiziden (Nummer 2.2.5) die Verpflichtung auf den
gesamten Rebflächen des Unternehmens einzuhalten.
Rebflächen, auf denen der Verzicht auf den Einsatz von
Herbiziden aufgrund der topographischen Verhältnisse
nicht möglich ist, können auf schriftlichen Antrag von der
jeweils beantragten Verpflichtung befreit und aus der
Förderung herausgenommen werden.

4.3 Programmteil III: Umweltschonende Bewirtschaftung der
gesamten Dauergrünlandflächen des Unternehmens
(Nummer 2.3)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich,

4.3.1 im Falle der Nummer 2.3.1 zum Zeitpunkt des Beginns
des Verpflichtungszeitraums

– im Falle der Rinder-, Schaf-, Ziegen- und/oder Pferde -
haltung mindestens 15 Hektar oder

– im Falle der Damtierhaltung mindestens 5 Hektar
Dauer grünland im Unternehmen zu bewirtschaften.
Der Damtierbestand muss im vorgenannten Fall min-
destens 50 v. H. des Gesamtbestands des Un ter neh -

mens an raufutterfressenden Großvieheinheiten (RGV)
ausmachen.

Sind zum Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung mehr
als 50 v. H. der Dauergrünlandflächen des Unterneh -
mens außerhalb des benachteiligten Gebietes belegen,
wird der im Falle der Rinder-, Schaf-, Ziegen- und/oder
Pferdehaltung geforderte Mindestumfang auf 10 Hektar
Dauergrünland verringert,

4.3.2 an jedem Tag des Verpflichtungszeitraums für die ge -
sam ten Grün- und Dauergrünlandflächen die jeweils
geltenden Grundsätze (Nummer 6.2) einzuhalten,

4.3.3 an jedem Tag des Verpflichtungszeitraums die Haupt -
futterfläche (Nummer 6.6) des Unternehmens mit einem
Viehbesatz (Nummer 6.5) von mindestens 0,30 und
höchstens 1,40 raufutterfressenden Großvieheinheiten
(RGV) je Hektar Hauptfutterfläche zu bewirtschaften,

4.3.4 im Falle der Nummer 2.3.2 mindestens ein Hektar Acker -
land in Grünland umzuwandeln und die umgewandelten
Ackerflächen für die Dauer des Verpflichtungszeitraums
als Grünland beizubehalten. Die Einsaat der Flächen ist
bis spätestens 15. Mai des ersten Jahres des Verpflich -
tungszeitraums (Nummer 6.1) vorzunehmen; in begrün-
deten Ausnahmefällen kann die Bewilligungsbehörde eine
angemessene Nachfrist gewähren.

Während des Verpflichtungszeitraums kann die zuwen-
dungsberechtigte Person weiteres Ackerland ohne Be -
rück sichtigung des in Absatz 1 genannten Mindest -
umfangs in Grünland umwandeln.

4.4 Programmteil IV: Vertragsnaturschutz Grünland (Num -
mer 2.4)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, bei
der Bewirtschaftung die dem Bewirtschaftungsvertrag
unterliegenden Flächen gemäß den geltenden Grund -
sätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften.

Im Falle der extensiven Bewirtschaftung von Mähwiesen
und Weiden (Nummer 2.4.1) und/oder von artenreichem
Grünland (Nummer 2.4.3) können abweichende Bewirt -
schaftungszeiträume und/oder Teilflächen bewirt schaf -
tung im Bewirtschaftungsvertrag vereinbart werden.

4.5 Programmteil V: Umwandlung einzelner Ackerflächen in
Grünland (Nummer 2.5)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich,
die dem Bewirtschaftungsvertrag unterliegenden Acker -
flächen in Grünland umzuwandeln und/oder für die
Dauer des Verpflichtungszeitraums als Grünland oder
Dauergrünland beizubehalten und gemäß den geltenden
Grundsätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften. Die Ein -
saat der Flächen ist gemäß den jeweils geltenden Grund -
sätzen (Nummer 6.2) und bis spätestens 15. Mai des
ersten Jahres des Verpflichtungszeitraums (Num mer 6.1)
vorzunehmen; in begründeten Ausnahmefällen kann die
Bewilligungsbehörde auf Antrag eine angemessene
Nach frist für die Einsaat gewähren.

4.6 Programmteil VI: Grünlandbewirtschaftung in den Tal -
auen der Südpfalz (Nummer 2.6)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, die
dem Bewirtschaftungsvertrag unterliegenden Flächen
gemäß den geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2) zu be -
wirtschaften.

4.7 Programmteil VII: Vertragsnaturschutz Acker (Num mer 2.7)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich,
5 m bis 20 m breite Randstreifen auf den der Bewilligung
zugrunde liegenden Ackerflächen nach den jeweils gel-
tenden Grundsätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften.

Ackerrandstreifen können nur auf Flächen angelegt wer-
den, die in den letzten drei Jahren vor Beginn des Ver -
pflich tungszeitraums nicht als Grünland oder Dauer -
grünland genutzt wurden.



In Ausnahmefällen können auf Antrag ganze Flurstücke
oder Schläge bis zu einer Größe von einem Hektar ge -
fördert werden, wenn die verbleibende Restfläche nach
Anlage des Streifens aufgrund ihrer geringen Größe nur
unter erschwerten Bedingungen ackerbaulich genutzt
werden kann.

Im Falle der Variante Ackerwildkräuter (Nummer 2.7.1)
kann ein späterer Stoppelumbruch im Bewirtschaftungs -
vertrag vereinbart werden.

4.8 Programmteil VIII: Mulchverfahren im Ackerbau (Num -
mer 2.8)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, alle
dem Bewirtschaftungsvertrag unterliegenden Flächen
nach den jeweils geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2)
zu bewirtschaften.

Der Umfang der nach Absatz 1 geförderten Flächen muss
jährlich mindestens 5 v. H. der im Unternehmen vor -
handenen Ackerflächen einschließlich der nach europa-,
bundes- und/oder landesrechtlichen Vorschriften still -
gelegten Flächen betragen. Hierzu zählen auch die
Acker flächen, die nach § 4 der Direktzahlungen-Ver pflich -
tun gen verordnung befristet oder unbefristet aus der
Erzeugung genommen worden sind.

Die zuwendungsberechtigte Person kann in jedem Jahr
des Verpflichtungszeitraums für jede einzelne Fläche ein
Verfahren gemäß den Nummern 2.8.1 und/oder 2.8.2
wählen. Das im jeweiligen Verpflichtungsjahr auf den be -
treffenden Flächen angewendete Verfahren ist der Be -
willi gungsbehörde jährlich mitzuteilen (Nummer 7.1.4).

4.9 Programmteil IX: Anlage von Saum- und Bandstrukturen
im Ackerbau (Nummer 2.9)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, auf
allen dem Bewirtschaftungsvertrag unterliegenden Flä -
chen bis zum 15. Mai des ersten Verpflichtungsjahres
5 m bis 20 m breite Streifen anzulegen und diese gemäß
den geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2) einzusäen und
zu bewirtschaften. Die Bewilligungsbehörde kann eine
angemessene Nachfrist für die Einsaat gewähren.

In die Förderung können höchstens 10 v. H. des Um -
fangs der zum Zeitpunkt der Antragstellung im Unter -
nehmen vorhandenen Ackerflächen einbezogen werden
(Höchstumfang).

Abweichungen vom Höchstumfang können von der
Bewilligungsbehörde mit Zustimmung des für die Agrar -
förderung zuständigen Ministeriums zugelassen werden.

Saum- und Bandstrukturen können nur auf Flächen an -
gelegt werden, die in den drei Jahren vor Beginn des
Verpflichtungszeitraums nicht als Grünland oder Dauer -
grünland genutzt wurden.

In Ausnahmefällen können ganze Flurstücke oder Schlä -
ge bis zu einer Größe von einem Hektar gefördert wer-
den, wenn die verbleibende Restfläche nach Anlage des
Streifens aufgrund ihrer geringen Größe nur unter er -
schwer ten Bedingungen ackerbaulich genutzt werden
kann.

4.10 Programmteil X: Umweltschonende Bewirtschaftung der
Steil- und Steilstlagen im Weinbau (Nummer 2.10)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, alle
Steil- und Steilstlagenflächen im Sinne dieser Verwal -
tungs vorschrift (Nummer 3.2.3.3) in den Bewirt schaf -
tungs vertrag einzubringen und diese gemäß den jeweils
geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften.

4.11 Programmteil XI: Vertragsnaturschutz Weinberg (Num -
mer 2.11)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, die
dem Bewirtschaftungsvertrag unterliegenden Flächen
ge mäß den jeweils geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2)
zu bewirtschaften.

Wird bei der Freistellungspflege (Nummer 2.11.1) oder
der Offenhaltungspflege (Nummer 2.11.2) festgestellt,
dass diese nur unter erschwerten Bedingungen durch-
geführt werden können, kann eine höhere Beihilfe ge -
währt werden.

4.12 Programmteil XII: Einsatz alternativer Pflanzenschutz -
verfah ren (Nummer 2.12)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich,

4.12.1 bei der Maiszünslerbekämpfung (Nummer 2.12.1) die
be antragten Flächen nach den jeweils geltenden Grund -
sätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften,

4.12.2 bei der Apfelwicklerbekämpfung (Nummer 2.12.2) nach
der „Pheromon-Verwirrungsmethode“ in Kombination
mit dem Virusverfahren zusammenhängende Flächen mit
einem Mindestumfang von zwei Hektar nach den jeweils
geltenden Grundsätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften,

4.12.3 bei der Frostspannerbekämpfung (Nummer 2.12.3) die
be antragten Flächen nach den jeweils geltenden Grund -
sätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften.

4.13 Programmteil XIII: Einsatz biotechnischer Pflanzen -
schutz verfahren im Weinbau (Nummer 2.13)

Die zuwendungsberechtigte Person oder die Anwender -
gemeinschaft verpflichtet sich, die dem Bewirt schaf tungs -
vertrag unterliegenden Flächen im Falle der biotechni-
schen Traubenwicklerbekämpfung nach der „Pheromon-
Verwirrungsmethode“ zusammenhängende förderfähige
Flächen (Nummer 6.16) mit einem Mindestumfang von
zwei Hektar nach den jeweils geltenden Grundsätzen
(Nummer 6.2) zu bewirtschaften.

4.14 Programmteil XIV: Vertragsnaturschutz Streuobst (Num -
mer 2.14)

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, die
dem Bewirtschaftungsvertrag unterliegenden Flächen
nebst aufstehenden Bäumen gemäß den jeweils gelten-
den Grundsätzen (Nummer 6.2) zu bewirtschaften.

5 Art, Form und Höhe der Förderung

5.1 Die Zuwendung muss jährlich beantragt werden (Num -
mer 7.1.3). Für die Anlage von Sonderstrukturen werden
einmalige Zuwendungen gewährt. Näheres ist in Num -
mer 7.1.3 geregelt.

5.2 Je Programmteil wird eine jährliche Zuwendung nur ge -
währt, wenn der Betrag, auf den die zuwendungsberech-
tigte Person einen Anspruch hat, mindestens 100 EUR
beträgt. Abweichend hiervon wird bei den Programm -
teilen VII und XIV eine jährliche Beihilfe gewährt, wenn
der Betrag, auf den die zuwendungsberechtigte Person
einen Anspruch hat, mindestens 50 EUR beträgt. Die Zu -
wendungen für die Anlage von Sonderstrukturen werden
hierbei nicht berücksichtigt.

5.3 Es werden folgende jährliche Zuwendungen gewährt:

5.3.1 Programmteil I:

5.3.1.1 Im Falle der Einführung

– 200 EUR je Hektar Acker- und Dauergrünlandfläche in
den ersten zwei Einführungsjahren und 120 EUR je
Hektar Acker- und Dauergrünlandfläche in den drei
Folgejahren,

– 715 EUR je Hektar Kern- und Steinobstfläche in Voll -
pflanzung in den ersten drei Einführungsjahren und
610 EUR je Hektar Kern- und Steinobstfläche in Voll -
pflanzung in den beiden Folgejahren,

– 660 EUR je Hektar bestockter Rebfläche in den ersten
drei Einführungsjahren und 560 EUR je Hektar be -
stockter Rebfläche in den beiden Folgejahren.

Für Steil- und Steilstlagenflächen (Nummer 2.10), für
die eine Verpflichtung zur extensiven Bewirtschaftung
der Steil- und Steilstlagen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 oder nach dieser Verwaltungsvorschrift
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eingegangen wurde, beträgt die Zuwendung 255 EUR
je Hektar bestockter Rebfläche,

– 480 EUR je Hektar Gemüseanbaufläche in den ersten
zwei Einführungsjahren und 300 EUR je Hektar Ge -
müseanbaufläche in den drei Folgejahren.

5.3.1.2 im Falle der Beibehaltung

– 120 EUR je Hektar Acker- und Dauergrünlandfläche,

– 610 EUR je Hektar Kern- und Steinobstfläche in Voll -
pflanzung,

– 560 EUR je Hektar bestockter Rebfläche.

Für Steil- und Steilstlagenflächen (Nummer 2.10), für
die eine Verpflichtung zur extensiven Bewirtschaftung
der Steil- und Steilstlagen gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 oder nach dieser Verwaltungsvorschrift
eingegangen wurde, beträgt die Zuwendung 255 EUR
je Hektar bestockter Rebfläche,

– 300 EUR je Hektar Gemüseanbaufläche.

5.3.1.3 Flächen, die mit der Kulturart Gründüngung im Haupt -
fruchtanbau in dem Flächennachweis-Agrarförderung
gekennzeichnet sind, sind nur bis zu einem Umfang von
30 v. H. der gesamten Ackerfläche förderfähig. Dies gilt
nicht in den ersten beiden Jahren der Einführung.

5.3.2 Programmteil II:

– 70 EUR je Hektar Ackerfläche,

– 150 EUR je Hektar Kern- und Steinobstfläche in Voll -
pflanzung,

– 250 EUR je Hektar Kern- und Steinobstfläche in Voll -
pflanzung bei Verpflichtung zum vollständigen Verzicht
auf Herbizideinsatz (Nummer 2.2.3),

– 150 EUR je Hektar bestockter Rebfläche oder 50 EUR
je Hektar bestockter Steil- und Steilstlagenfläche bei
gleichzeitiger Teilnahme an einem Förderprogramm zur
extensiven Bewirtschaftung der Steil- und Steilst lagen
gemäß Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 oder nach die-
ser Verwaltungsvorschrift,

– 250 EUR bei vollständigem Verzicht auf den Einsatz
von Herbiziden (Nummer 2.2.5) je Hektar bestockter
Rebfläche oder 350 EUR je Hektar bestockter Steil-
und Steilstlagenfläche bei Anwendung dieser Maß -
nah me ohne gleichzeitige Teilnahme an einem Förder -
programm zur extensiven Bewirtschaftung der Steil-
und Steilstlagen gemäß Verordnung (EG) Nr. 1257/
1999 oder nach dieser Verwaltungsvorschrift.

5.3.3 Programmteil III:

– 70 EUR je Hektar Dauergrünlandfläche gemäß Num -
mer 2.3.1,

– 200 EUR je Hektar in Grünland umgewandelter Acker -
fläche gemäß Nummer 2.3.2.

5.3.4 Programmteil IV:

– 140 EUR je Hektar für Mähwiesen und Weiden gemäß
Nummer 2.4.1,

– 190 EUR je Hektar für Mähwiesen und Weiden gemäß
Num mer 2.4.2,

– 175 EUR je Hektar artenreiches Grünland gemäß
Num mer 2.4.3,

– 225 EUR je Hektar artenreiches Grünland gemäß
Num mer 2.4.4,

– 280 EUR je Hektar in artenreiches Grünland um -
gewandeltes Ackerland bis zu einer durchschnittlichen
Ertragsmesszahl (EMZ) von 30 Punkten, darüber hi -
naus 4 EUR für jeden weiteren EMZ-Punkt, höchstens
480 EUR gemäß Nummer 2.4.5 sowie

– 145 EUR je Hektar Mähwiesen und Weiden oder 130
EUR je Hektar artenreiches Grünland im Falle der Ver -
pflichtung zur Teilflächenbewirtschaftung oder zu ab -
weichenden Bewirtschaftungszeiträumen (Nummer 4.4).

5.3.5 Programmteil V:

250 EUR je Hektar umgewandelte Ackerfläche in Grün -
land bis zu einer EMZ von 30 Punkten, darüber hinaus
3 EUR für jeden weiteren EMZ-Punkt, höchstens 400 EUR
je Hektar gemäß Nummer 2.5.

5.3.6 Programmteil VI:

125 EUR je Hektar extensiv genutztes Grünland (Num -
mer 2.6).

5.3.7 Programmteil VII:

– 650 EUR je Hektar Ackerrandstreifen für Ackerwild -
kräuter gemäß Nummer 2.7.1, 695 EUR je Hektar
Ackerrandstreifen für Ackerwildkräuter im Falle eines
späten Stoppelumbruchs (Nummer 4.7),

– 220 EUR je Hektar Ackerrandstreifen für Wildtiere
gemäß Nummer 2.7.2.

5.3.8 Programmteil VIII:

– 120 EUR je Hektar im Falle des Mulchverfahrens mit
Zwischenfruchtanbau gemäß Nummer 2.8.1. Für Un -
ter nehmen, die gleichzeitig an Programmteil I und Pro -
grammteil VIII (Nummer 2.8.1) dieser Verwaltungs -
vorschrift teilnehmen, beträgt die Zuwendung 80 EUR
je Hektar,

– 50 EUR je Hektar im Falle des Mulchverfahrens mit
Stoppelbrache gemäß Nummer 2.8.2.

5.3.9 Programmteil IX:

400 EUR je Hektar Saum- und Bandstruktur (Nummer 2.9)
bis zu einer EMZ von 30 Punkten, darüber hinaus 5 EUR
für jeden weiteren EMZ-Punkt, höchstens 650 EUR je
Hektar.

5.3.10 Programmteil X:

765 EUR je Hektar Steillagenfläche und 2.555 EUR je
Hektar Steilstlagenfläche gemäß Nummer 2.10.

5.3.11 Programmteil XI:

– 475 EUR je Hektar Freistellungspflege gemäß Num -
mer 2.11.1 und 635 EUR je Hektar Freistellungs pflege
bei erschwerter Bearbeitung gemäß Nummer 4.11,

– 325 EUR je Hektar Offenhaltungspflege gemäß Num -
mer 2.11.2 und 425 EUR je Hektar Offenhaltungs pfle-
ge bei erschwerter Bearbeitung gemäß Nummer 4.11,

– 1,50 EUR je gepflanztem Roten Weinbergspfirsich ge -
mäß Nummer 2.11.3, jedoch höchstens 600 EUR je
Hektar.

5.3.12 Programmteil XII:

– 30 EUR je Hektar angewandter alternativer Pflanzen -
schutz verfahren gegen den Maiszünsler gemäß Num -
mer 2.12.1,

– 195 EUR je Hektar angewandter alternativer Pflanzen -
schutzverfahren gegen den Apfelwickler gemäß Num -
mer 2.12.2,

– 380 EUR je Hektar angewandter alternativer Pflanzen -
schutzverfahren gegen den Frostspanner gemäß Num -
mer 2.12.3.

5.3.13 Programmteil XIII:

– 40 EUR je Hektar mit Pheromonen für den Einsatz im
Verwirrungsverfahren beim Einbindigen Trauben wickler
biotechnisch behandelter Flächen sowie

– 125 EUR je Hektar mit Pheromonen für den Einsatz im
Verwirrungsverfahren beim Einbindigen und Bekreuz -
ten Traubenwickler biotechnisch behandelter Flächen.

5.3.14 Programmteil XIV:

– 5,50 EUR je Baum im Falle der Nummer 2.14.1 (Neu -
anlage von Streuobstbeständen), jedoch höchstens
330 EUR je Hektar sowie



– 4 EUR je Baum im Falle der Nummer 2.14.2 (Pflege
von Streuobstbeständen), jedoch höchstens 240 EUR
je Hektar.

5.4 Die Höhe der einmaligen Zuwendung für die Anlage von
Sonderstrukturen gemäß Nummer 3.2.8 beträgt

5.4.1 bei Programmteil IV:

– 30 EUR je gepflanztem Hochstammbaum,

– 5 EUR je gepflanztem Strauch,

– 25 EUR je angelegtem Lesesteinhaufen oder -riegel,

– 100 EUR je angelegter Vernässungsstelle;

5.4.2 bei Programmteil XI:

– 30 EUR je gepflanztem Baum,

– 18 EUR je gepflanztem Rotem Weinbergspfirsich,

– 25 EUR je angelegtem Lesesteinhaufen oder -riegel;

5.4.3 bei Programmteil XIV:

– 48 EUR je gepflanztem Obstbaum,

– 50 EUR je Sanierungsschnitt pro Baum,

– 5 EUR je gepflanztem Strauch,

– 25 EUR je angelegtem Lesesteinhaufen oder -riegel.

5.5 Die zuwendungsberechtigte Person ist für die Dauer des
Verpflichtungszeitraums verpflichtet, der Bewilligungs -
behörde alle sonstigen erhaltenen öffentlich-rechtlichen
Zuwendungen (z. B. durch die Naturschutzbehörden oder
durch die Träger der Wasserversorgung) mitzuteilen, so -
weit diese Zuwendungen für Flächen gewährt werden,
die Gegenstand eines Bewirtschaftungsvertrages sind.
Diese Zuwendungen werden auf die Zuwendungen nach
dieser Verwaltungsvorschrift angerechnet.

5.6 Für Flächen, die als Kompensationsflächen, wie z. B.
Aus gleichsflächen, Ökokontoflächen ausgewiesen sind,
kann nach dieser Verwaltungsvorschrift keine Förderung
gewährt werden. Die zuwendungsberechtigte Person ist
verpflichtet, der Bewilligungsbehörde alle derartigen vom
Unternehmen bewirtschafteten oder gepflegten Flächen
mitzuteilen.

5.7 Für die auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 1782/
2003 stillgelegten Flächen und für Flächen, die gemäß
§ 4 der Direktzahlungen-Verpflichtungen verord nung be -
fristet oder unbefristet aus der Erzeugung genommen
worden sind, wird keine Zuwendung nach dieser Verwal -
tungs vorschrift gewährt.

5.8 In den Programmteilen I bis III und X werden alle zuwen-
dungsfähigen Erweiterungsflächen (Nummer 6.9) ge -
fördert. In diesen Fällen wird eine Zuwendung gewährt,
die höchstens dem Umfang der im ersten Verpflich -
tungs  jahr in die Förderung eingebrachten Fläche zuzüg-
lich 49,9 v. H. dieser Ursprungsfläche entspricht (Förder -
höchstfläche).

Wird eine Zuwendung für eine größere Fläche als die
Förderhöchstfläche beantragt, ist die Zuwendung auf die
Förderhöchstfläche zu kürzen. Hierzu wird die für alle
beantragten Flächen ermittelte Zuwendung mit dem Pro -
zentsatz multi pliziert, der sich ergibt, wenn der Umfang
der Förderhöchstfläche zum Umfang der beantragten
Fläche ins Verhältnis gesetzt wird.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Der Verpflichtungszeitraum beträgt bei allen Programm -
teilen fünf Jahre und beginnt bei allen Programmteilen
am 1. Januar des ersten Verpflichtungsjahres und endet
am 31. Dezember des letzten Verpflichtungsjahres.

6.2 Vor Beginn des Verpflichtungszeitraums (Nummer 6.1)
werden den zuwendungsberechtigten Personen die je -
weils geltenden Grundsätze für den jeweils beantragten
Programmteil oder Unterprogrammteil von der zuständi-
gen Bewilligungsbehörde gegen Empfangsbestätigung
ausgehändigt.

Im Verpflichtungszeitraum können Anpassungen der Ver -
pflichtungen und/oder der Förderprämien gemäß Arti -
kel 46 der Verordnung (EG) Nr. 1974/2006 vorgenommen
werden.

Erforderliche Änderungen der jeweils geltenden Grund -
sätze des Landes Rheinland-Pfalz werden den zuwen-
dungsberechtigten Personen von der Bewilligungs behör -
de während des Verpflichtungszeitraums zugeleitet. Der
Erhalt der Änderungen ist von der zuwendungsberech-
tigten Person innerhalb von zehn Kalendertagen nach
Zustellung schriftlich zu bestätigen.

6.3 Die zuwendungsberechtigte Person ist verpflichtet, zum
Zeitpunkt der erstmaligen Antragstellung gemäß Artikel 3a
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 gegenüber der Be -
willigungsbehörde die Belegenheit der ökologischen Aus -
gleichsflächen (Programmteil II – nur umweltschonender
Obstbau) anzugeben und deren Bewirtschaftungsform
festzulegen. Die ökologischen Ausgleichsflächen können
nur auf Flächen angelegt werden, die in den letzten drei
Jahren vor Beginn des Verpflichtungszeitraums nicht als
Grünland oder Dauergrünland genutzt wurden.

Bei Erweiterungen des Umfangs der Kern- und Stein -
obst flächen des Unternehmens während des Verpflich -
tungszeitraums (Nummer 6.1) ist der Umfang der öko -
logischen Ausgleichsfläche (Nummern 4.2.1) an den
Mindestumfang anzupassen.

Bei Verringerung des Umfangs der Kern- und Stein -
obstflächen des Unternehmens während des Verpflich -
tungszeitraums ist der zum jeweiligen Zeitpunkt der
Flächenabgabe vorhandene Umfang der ökologischen
Ausgleichsfläche beizubehalten.

Eine Verringerung des Anteils des Umfangs der ökolo -
gischen Ausgleichsfläche am Umfang der Kern- und
Steinobstflächen bis zur Höhe des Mindestumfangs in
Höhe von 2 v. H. nach Nummer 4.2.1 während des Ver -
pflichtungszeitraums stellt keinen Verstoß im Sinne der
Nummer 7.5.6 dar.

Fällt während des Verpflichtungszeitraums der Anteil des
Umfangs der ökologischen Ausgleichsflächen am Um -
fang der Kern- und Steinobstflächen unter 2 v. H., so ist
Nummer 7.5.6 anzuwenden. In begründeten Ausnahme -
fällen kann die Bewilligungsbehörde auf schriftlichen
Antrag die Anlage von Ersatzausgleichsflächen zulassen.

Die vorgenannten Regelungen sind auch dann anzuwen-
den, wenn sich der Anteil der ökologischen Aus gleichs -
fläche am Umfang der Kern- und Steinobstflächen auf-
grund der Ergebnisse einer Vor-Ort-Kontrolle oder Ver -
waltungskontrolle ändert.

6.4 Die zuwendungsberechtigte Person ist verpflichtet, im
jährlichen Flächennachweis-Agrarförderung gegenüber
der Bewilligungsbehörde alle ihre Flächen anzugeben
und die Nutzungsberechtigung an den beantragten Flä -
chen für die Dauer des Verpflichtungszeitraums sicher-
zustellen.

6.5 Grundlage für die Berechnung des Viehbesatzes ist der
in raufutterfressenden Großvieheinheiten (RGV) aus ge -
drückte, im Unternehmen vorhandene anrechenbare
Viehbestand. Auf vertraglicher Grundlage als Pensions -
vieh gehaltene Tiere sind beim Viehbesatz unter Berück -
sichtigung der Pensionsdauer anzurechnen.

Für die Umrechnung von Rindern, Schafen, Ziegen,
Dam tieren und Equiden (Einhufer) in RGV gilt folgender
Umrechnungsschlüssel:

Kälber (außer Mastkälber)
und Jungvieh unter 6 Monaten 0,300 RGV

Mastkälber 0,400 RGV

Rinder von 6 Monaten bis zu 2 Jahren 0,600 RGV

Rinder von mehr als 2 Jahren 1,000 RGV

Equiden von unter 6 Monaten 0,500 RGV
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Equiden von mehr als 6 Monaten 1,000 RGV

Mutterschafe 0,150 RGV

Schafe (außer Mutterschafe)
von mehr als 1 Jahr 0,100 RGV

Ziegen 0,150 RGV

Mutterdamtiere 0,170 RGV.

Andere Tiere oder Altersgruppen werden nicht berück-
sichtigt. Auf schriftlichen Antrag kann bei Equiden aus
fachlichen Gründen vom vorgegebenen Wert abgewi-
chen werden.

Für alle raufutterfressenden Tiere muss je Tierart ein fort-
laufend aktualisiertes Bestandsverzeichnis geführt werden.

6.6 Zur Hauptfutterfläche zählen das Dauergrünland, das
Grün land und die als Hauptkulturen angebauten Acker -
futterpflanzen.

Die nach Nummer 2.3.2 umgewandelten Ackerflächen
sind als Grünlandflächen zu berücksichtigen.

6.7 Eine Förderung nach Programmteil III entfällt, wenn im
Falle der Damtierhaltung zum Zeitpunkt der Antrag -
stellung eine Genehmigung der zuständigen unteren
Na tur schutzbehörde zur Errichtung eines Geheges nicht
vorliegt.

6.8 Die Zuwendung wird nach den vorhandenen anrechen-
baren Flächen in dem Flächennachweis-Agrarförderung
berechnet, der im Jahr der Antragstellung vorgelegt wird.

6.9 Im Falle der Programmteile I bis III und X sind während
des Verpflichtungszeitraums dem Unternehmen zuge-
hende Flächen (Erweiterungsflächen) mit ihrem Zugang
nach den entsprechenden Vorgaben des jeweiligen Pro -
gramm teils zu bewirtschaften. Sie können für die För -
derung mit bis zu 49,9 v. H. der ursprünglich in die För -
de rung eingebrachten Flächen im laufenden und in den
folgenden Verpflichtungsjahren nur berücksichtigt wer-
den, wenn sie dem Unternehmen vor dem in § 7 Abs. 1
der Verordnung über die Durchführung von Stützungs -
regelungen und gemeinsamen Regeln für Direkt zahlun -
gen nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 im Rahmen
des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems so -
wie zur Änderung der Kartoffelstärkeprämien verord nung
genannten jährlichen Stichtag (15. Mai) zugehen und
wenn für diese Erweiterungsflächen im Verpflichtungs -
zeit raum die Zuwendung mindestens zweimal im Flä -
chen nachweis-Agrarförderung beantragt werden kann.
Dies gilt auch für Flächen, die bereits im Unternehmen
bewirtschaftet werden und die einer Verpflichtung nach
den in Satz 1 genannten Programmteilen zugeführt wer-
den. Die Mindestlaufzeit entfällt bei Flächen, die dem
Unternehmen im Zuge eines Bodenordnungsverfahrens
zugehen. Diese Flächen können jedoch für die För de -
rung nur in dem Umfang berücksichtigt werden, der dem
Umfang der vor der vorläufigen Besitz ein weisung vor-
handenen zuwendungsfähigen Flächen in den jeweiligen
Programmteilen entspricht.

6.10 Landwirtschaftlich genutzte Flächen in benachbarten
Bun desländern und benachbarten Mitgliedstaaten der
Europäischen Union werden bei der Berechnung nach
den Nummern 6.8 und 6.9 berücksichtigt.

6.11 Auf schriftlichen Antrag kann ein bereits einer Agrar -
umwelt verpflichtung unterliegendes Unternehmen wäh-
rend des Verpflichtungszeitraums mit allen oder einem
Teil seiner Flächen unter Ausschluss einer Doppel förde -
rung in andere Verpflichtungen wechseln sowie gleich-
zeitig andere Verpflichtungen eingehen. Die jeweils gel-
tenden Voraussetzungen liegen der Bewilligungsbehörde
schriftlich vor und können dort eingesehen werden.

6.12 Für Flächen, deren Nutzung entsprechend der eingegan-
genen Verpflichtungen zum Zeitpunkt der Antragstellung
nicht für mindestens fünf Jahre sichergestellt werden
kann, wird es der zuwendungsberechtigten Person frei-
gestellt, eine Zuwendung zu beantragen. Die eingegan-

genen Verpflichtungen sind auf diesen Flächen für die
Dauer der Nutzungsberechtigung einzuhalten. Dies gilt
nicht für die Programmteile IV, V, VI, VII, IX, XI, XIV und für
ökologische Ausgleichsflächen nach Nummer 6.3.

6.13 Die zuwendungsberechtigten Personen oder Mitglieder
der Anwendergemeinschaft sind bei allen Programm teilen
verpflichtet, die Anforderungen des Artikels 39 Abs. 3
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 in ihrem ge samten
Unternehmen und auf allen von ihnen bewirtschafteten
Flächen einzuhalten.

6.14 Ackerflächen, die als ökologische Ausgleichsflächen
(Num mer 4.2.1) oder für die Anlage von Ackerrand -
streifen (Nummer 4.7) oder Saum- und Bandstrukturen
(Nummer 4.9) genutzt werden, gelten weiterhin als land-
wirtschaftlich genutzte Fläche.

6.15 Das Anwendungsgebiet nach Programmteil XII ist der
Bereich, auf dem die biotechnische Pflanzenschutz maß -
nahme angewandt wird. Es muss mittels Karte (Maßstab:
mindestens 1 : 5 000) und Flächennachweis-Agrar för de -
rung von der zuwendungsberechtigten Person/der An -
wen dergemeinschaft zu Beginn des Verpflichtungs zeit -
raums abschließend festgelegt werden.

6.16 Das Anwendungsgebiet nach Programmteil XIII ist der
Bereich, auf dem die biotechnische Pflanzenschutz maß -
nahme angewandt wird. Es muss mittels Karte (Maßstab:
mindestens 1 : 5 000) und Flächennachweis-Agrarför de -
rung von der zuwendungsberechtigten Person/der An -
wendergemeinschaft zu Beginn des Verpflichtungszeit -
raums abschließend festgelegt werden. Das An wen dungs -
gebiet darf ausschließlich durch förderfähige Reb flächen
begrenzt werden.

Zur förderfähigen Fläche nach Programmteil XIII zählen
die förderfähigen und ordnungsgemäß behandelten wein -
baulich genutzten Flächen. Sie werden mit dem tatsäch-
lich behandelten Flächenumfang in die Förderung ein -
bezogen.

7 Verfahrensregelungen

7.1 Antragstellung

7.1.1 Der Antrag auf erstmalige Förderung gemäß Artikel 3
Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 ist nach
vorgeschriebenem Muster bei der in § 1 der Landes ver -
ord nung über die Zuständigkeiten für die Gewährung von
Beihilfen für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen
Raums vom 28. April 2006 (GVBl. S. 195, BS 7847-2)
genannten Bewilligungsbehörde (Kreisverwaltung) zu
stellen. Sie hält die Antragsformulare vor. Dem Antrag
sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen.

7.1.2 Die zuwendungsberechtigte Person schließt vor Beginn
des Verpflichtungszeitraums mit dem Land Rheinland-
Pfalz, vertreten durch die Bewilligungsbehörde, einen
Be wirtschaftungsvertrag (Nummer 3.2.4) ab.

7.1.3 Der jährlich zu stellende Antrag gemäß Artikel 3 Buchst. b
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 auf Gewährung/Wei -
ter gewährung der Zuwendung sowie der Antrag auf die
Zahlung der Zuwendung für die Anlage von Sonder struk -
turen ist mit dem Antrag Agrarförderung in Verbindung
mit dem für die Förderung jeweils maßgeblichen Flä -
chen nachweis-Agrarförderung (Nummer 6.8) bis zu dem
in § 7 Abs. 1 der Verordnung über die Durchführung von
Stützungsregelungen und gemeinsamen Regeln für Di -
rekt zahlungen nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontroll -
systems sowie zur Änderung der Kartoffelstärke prämien -
verordnung genannten jährlichen Stichtag (15. Mai) bei
der zuständigen Bewilligungsbehörde zu stellen.

7.1.4 Darüber hinaus ist das anzuwendende Verfahren bei För -
derung nach Nummer 2.8.1 oder 2.8.2 bis zum 31. Au -
gust der Bewilligungsbehörde schriftlich mitzuteilen.

7.1.5 Im Falle der verspäteten Einreichung des Antrags nach
Nummer 7.1.3 gilt Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1975/



2006 in Verbindung mit Artikel 21 der Verordnung (EG)
Nr. 796/2004 und im Falle der Änderung des Flächen -
nach weises Agrarförderung nach Ablauf der in Num -
mer 7.1.3 genannten Frist Artikel 8 der Verordnung (EG)
Nr. 1975/2006 in Verbindung mit Artikel 15 der Ver ord -
nung (EG) Nr. 796/2004.

7.1.6 Die nach dem Verwendungszweck, den Bestimmungen
dieser Verwaltungsvorschrift, den Angaben im Antrag
und den danach möglichen Bewilligungsauflagen für die
Bewilligung, Rückforderung der Zuwendung sowie Er -
hebung von Sanktionen maßgeblichen Tatsachen sind
subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264
des Strafgesetzbuches (StGB).

Ergeben sich aus den Angaben im Antrag, den einge-
reichten Unterlagen oder sonstigen Umständen Zweifel,
ob die beantragte oder in Anspruch genommene Zu wen -
dung mit den Zuwendungsvoraussetzungen im Einklang
steht, so hat die Bewilligungsbehörde gegenüber der zu -
wendungsberechtigten Person die Tat sachen, deren Auf -
klärung zur Beseitigung der Zweifel notwendig er schei -
nen, nachträglich als subventionserheblich im Sinne des
§ 264 StGB zu bezeichnen (§ 2 Abs. 2 des Subventions -
gesetzes vom 29. Juli 1976 – BGBl. I S. 2037 –). Die
zuwendungsberechtigte Person hat im Antrag die För -
der bedingungen, die Rück forde rungs- und Sanktions -
bestim mungen und die Verpflichtungen anzuerkennen
und zu versichern, dass ihr die Bedeutung der subven -
tionserheblichen Tatsachen für die Strafbarkeit eines
Sub ventionsbetruges bekannt sind.

Die zuwendungsberechtigte Person verpflichtet sich, der
Bewilligungsbehörde unverzüglich alle Tatsachen mit -
zuteilen, die der Bewilligung, der Inanspruchnahme oder
dem Belassen der Zuwendung entgegenstehen oder für
die Rückforderung der Zuwendung sowie Erhebung von
Sanktionen von Bedeutung sind.

7.2 Bewirtschaftungsvertrag und Bewilligungsbescheid

Über die Teilnahme an dem jeweiligen Programmteil ent-
scheidet die Bewilligungsbehörde vor Beginn des Ver -
pflichtungszeitraums auf der Grundlage der Angaben im
Antrag auf erstmalige Förderung (Nummer 7.1.1). Mit dem
Abschluss eines Bewirtschaftungsvertrages ist der An -
trag auf erstmalige Förderung gemäß Artikel 3 Buchst. a
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 genehmigt. Die im
Ver pflichtungszeitraum einzuhaltenden Verpflichtungen
und sonstigen Bestimmungen werden im Bewirt schaf -
tungs vertrag geregelt.

Über den jährlich zu stellenden Antrag gemäß Artikel 3 b
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 wird auf der Grund -
lage der aktuellen Angaben im jeweiligen Antrag Agrar -
förderung und im Flächennachweis-Agrarförderung so -
wie der durchgeführten Kontrollen entschieden. Diese
Ent scheidung und die entsprechende Bewilligung der
Mittel werden der zuwendungsberechtigten Person mit
Bewilligungsbescheid zugestellt.

7.3 Bewilligung und Auszahlung

7.3.1 Für die Bewilligung, Abrechnung und Auszahlung sowie
den Nachweis und die Prüfung der Zuwendungen gelten
die in Nummer 1.3 genannten Vorschriften in Verbindung
mit den Regelungen der §§ 23 und 44 Abs. 1 der Lan -
des haushaltsordnung sowie der Verwaltungs vorschrift
zum Vollzug der Landeshaushaltsordnung zu § 44 Abs. 1
LHO, insbesondere Teil I und Anlage 3 zu Teil I.

Für die investiven Maßnahmen gelten die Allgemeinen
Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P),
die Bestandteil des Bewirtschaftungsvertrages sind. Zu -
sätzlich gilt Folgendes: Zuschüsse werden nur gewährt,
wenn der Bewilligungsbehörde dem Zuwendungszweck
entsprechende Rechnungen vorgelegt, deren Bezahlung
nachgewiesen und ein Sachbericht abgegeben wurde.

7.3.2 Die Zuwendungen werden auf der Grundlage des Be -
willigungsbescheides auf das von der zuwendungs -

berechtigten Person bestimmte Konto im beleglosen
Daten trägeraustauschverfahren durch das für die Agrar -
förderung zuständige Ministerium gezahlt.

Der Tag der Auszahlung wird durch das für die Agrar -
förderung zuständige Ministerium festgelegt.

7.4 Kontrolle

7.4.1 Die Europäische Kommission, der Europäische Rech -
nungs hof, das Bundesministerium für Ernährung, Land -
wirtschaft und Verbraucherschutz, der Bundesrech nungs -
hof, der Rechnungshof Rheinland-Pfalz, die Be schei -
nigen de Stelle für Agrarförderung im Ministerium für
Finanzen, das für die Agrarförderung zuständige Minis -
terium, das für den Naturschutz zuständige Ministerium,
die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, die Bewilli -
gungsbehörde und die von diesen Stellen beauftragten
Personen haben das Recht, das Vorliegen der Voraus -
setzungen für die Gewährung der Zuwendung und die
Einhaltung der sonstigen Bestimmungen durch Be sich -
tigungen an Ort und Stelle und durch Einsichtnahme in
die Bücher, Belege und sonstige Unterlagen zu prüfen
oder durch Beauftragte prüfen zu lassen und Auskünfte
einzuholen.

7.4.2 Die Auskunftspflichtigen haben die Prüfung durch die
genannten Stellen zu dulden, die mit der Überwachung
beauftragten Personen zu unterstützen sowie die er -
forderlichen Unterlagen auf Verlangen vorzulegen. Sie
haben das Betreten ihrer Grundstücke und Geschäfts -
räume während der Geschäfts- und Betriebszeit zuzu-
lassen und sind zur Begleitung des beauftragten Kon -
troll personals und zur Bezeichnung der im Antrag be -
schriebenen Flurstücke durch sich selbst oder ihre
Vertreter verpflichtet. Die Aufwendungen, die der zuwen-
dungsberechtigten Person durch die Kontroll maß nah -
men entstehen, werden nicht erstattet.

7.4.3 Auskunftspflichtig ist, wer eine Zuwendung beantragt
hat. Die auskunftspflichtige Person, ihre gesetzliche Ver -
tretung und beauftragte Personen können die Auskunft
auf solche Fragen verweigern, deren Beant wor tung sie
nach den strafprozessualen Vor schriften verweigern
könn ten.

7.4.4 Die Kontrollen vor Ort zur Überprüfung der Einhaltung
der Förderkriterien erfolgen nach Artikel 12 ff. der Ver -
ordnung (EG) Nr. 1975/2006. Bei der Kontrolle sind die
von den staatlichen Kontrollstellen (Programmteil I) er -
stellten Kontrollberichte zu berücksichtigen.

7.4.5 Die Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung der an -
der weitigen Verpflichtungen erfolgen nach Artikel 19 ff.
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006.

7.4.6 Die Kontrollen der Förderung der Sonderstrukturen er -
folgen nach Artikel 26 ff. der Verordnung (EG) Nr. 1975/
2006.

7.4.7 Die Ex-post-Kontrollen der Förderung der Sonder struk -
turen erfolgen nach Artikel 30 ff. der Verordnung (EG)
Nr. 1975/2006.

7.4.8 Die Kontrollen nach den Nummern 7.4.4, 7.4.6 und 7.4.7
werden nach den vom für die Agrarförderung zustän -
digen Ministerium festgelegten Kriterien von der Auf -
sichts- und Dienstleistungsdirektion durchgeführt. Die
Verwal tungs kontrolle u. a. bezüglich der Identifizierung
der Flä chen und Tiere erfolgt gemäß Artikel 11 der Ver -
ord nung (EG) Nr. 1975/2006.

7.4.9 Die zuwendungsberechtigte Person ist verpflichtet, die
sich auf die Zuwendung und die durchgeführten Maß -
nah men beziehenden Unterlagen und Aufzeichnungen
mindestens sechs Jahre nach Ablauf des Verpflich tungs -
zeitraums aufzubewahren.

7.5 Rückforderungen und Sanktionen

7.5.1 Das Verwaltungsverfahren hinsichtlich des Bewirt schaf -
tungs vertrages richtet sich nach § 1 des Landes verwal -
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tungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) in Verbindung mit den
§§ 54 ff. des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) in
der Fassung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102).

7.5.2 Die Zuwendung ist zurückzufordern, wenn der Be willi -
gungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht, Haus -
haltsrecht oder nach sonstigen Rechtsvorschriften von
Anfang an unwirksam ist oder mit Wirkung für die Ver -
gangenheit aufgehoben wird.

Die Aufhebung des Bewilligungsbescheides sowie die
Rückforderung der Zuwendung richten sich nach Arti -
kel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 in Verbindung
mit den Artikeln 21 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796/
2004 und dem § 1 LVwVfG in Verbindung mit den §§ 48
bis 49 a VwVfG in der jeweils geltenden Fassung. Hierbei
kann auf Anforderung von Beträgen im Rahmen der gel-
tenden Kleinbetragsregelung gemäß § 59 LHO verzichtet
werden. Artikel 73 Abs. 8 der Verordnung (EG) Nr. 796/
2004 findet keine Anwendung.

Ein zu erstattender Betrag ist nach Eingang der Haupt -
forderung mit 5 v. H. über dem jeweiligen Basiszinssatz
für das Jahr zu verzinsen. Für die Berechnung der Zinsen
gelten folgende Regelungen:

– Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 in Ver bin -
dung mit Artikel 73 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 796/
2004 für den Anteil der Zuwendung der aus Mitteln der
Europäischen Union gezahlt wurde,

– § 1 LVwVfG in Verbindung mit den §§ 49 a Abs. 3
VwVfG und § 44 Abs. 1 LHO, insbesondere Teil I und
Anlage 3 zu Teil I VV-LHO.

Hierbei kann auf die Anforderung von Zinsen im Rahmen
der geltenden Kleinbetragsregelung gemäß § 59 LHO
verzichtet werden.

7.5.3 Geht die Nutzung der dem jeweiligen Programmteil
unter worfenen Fläche vor Ablauf des fünften Ver pflich -
tungsjahres ganz oder teilweise auf andere Personen
über, muss die zuwendungsberechtigte Person die für
diese Flächen bislang erhaltenen jährlichen Hektar -
prämien vollständig zurückzahlen, wenn die Person, die
das Unternehmen oder Teilflächen des Unternehmens
übernimmt, die weitere Einhaltung der eingegangenen
Ver pflichtungen verweigert oder die Einhaltung der ein -
gegangenen Verpflichtung nicht möglich ist oder die
Voraus setzungen nach dieser Verwaltungsvorschrift nicht
erfüllt sind.

Eine Rückforderung der bislang erhaltenen Prämien
erfolgt nicht,

– wenn die Fläche, für die eine Beihilfe gewährt wird,
während des gesamten Verpflichtungszeitraumes um
weniger als 5 v. H. verringert wird,

– im Falle der endgültigen Aufgabe der landwirtschaft -
lichen Tätigkeit, wenn die zuwendungsberechtigte Per -
son ihre Verpflichtungen bereits drei Jahre erfüllt hat
und sich die Übernahme ihrer Verpflichtung durch die
Nachfolgerin oder den Nachfolger nachweislich als
nicht durchführbar erweist. Dies gilt auch für Zu wen -
dungsberechtigte im Sinne der Nummer 3.1.3, wenn
diese die Bewirtschaftung landwirtschaftlich genutzter
Flächen vollständig einstellen,

– wenn Umstände eintreten, die von der zuwendungs-
berechtigten Person nicht zu vertreten sind. Hierunter
fallen insbesondere Flächenverluste durch Übergang
des Besitzes/Eigentums bei Enteignung oder Zwangs -
versteigerung, Flächenverluste (vorläufig oder end -
gül tig) durch Übergang des Besitzes/Eigentums im
Rah men von Bodenordnungsverfahren nach dem Flur -
bereinigungsgesetz.

Voraussetzung ist jedoch, dass die Gründe der Be -
willigungsbehörde von der am Programm teilnehmenden
Person spätestens nach Abgabe des nächstfolgenden

Flächennachweis-Agrarförderung nach Eintritt des Er -
eignisses mitgeteilt werden.

7.5.4 Im Falle der Nichteinhaltung der eingegangenen Ver -
pflich tungen infolge höherer Gewalt, wie zum Beispiel
Tod der zuwendungsberechtigten Person, länger andau-
ernde Berufsunfähigkeit, Enteignung eines wesentlichen
Teils des Betriebs, soweit sie am Tag des Eingangs der
Verpflichtung nicht vorhersehbar war, schwere Natur -
kata strophe, die die landwirtschaftliche Fläche des Un -
ternehmens erheblich in Mitleidenschaft zieht, unfall -
bedingte Zerstörung der Stallungen, Seuchenbefall des
ganzen oder eines Teils des in die Verpflichtungen ein -
bezogenen Tierbestandes, entscheidet die Bewilligungs -
behörde im Benehmen mit der Aufsichts- und Dienst -
leistungsdirektion über die Anerkennung und deren Be -
handlung.

Fälle höherer Gewalt können nur anerkannt werden,
wenn sie innerhalb von zehn Arbeitstagen nach dem
Zeit punkt, ab dem die zuwendungsberechtigte Person
oder deren Vertretung oder deren Rechtsnachfolgerin
oder Rechtsnachfolger dazu in der Lage ist, schriftlich
oder zur Niederschrift bei der Bewilligungsbehörde mit-
geteilt werden. Auf eine Rückforderung der bisher ge -
währten Hektarprämien kann dann verzichtet werden. In
Fällen höherer Gewalt ist die Bewilligungsbehörde be -
rechtigt, einen sofortigen Ausschluss aus der Förderung
vorzunehmen, falls die Verpflichtungen von der zuwen-
dungsberechtigten Person oder deren Vertretung oder
deren Rechtsnachfolgerin oder Rechtsnachfolger in an -
gemessener Frist nach Eintritt des Ereignisses nicht
wieder erfüllt werden können.

7.5.5 Im Falle von Übererklärungen bei den beantragten Flä -
chen auf den dem jeweiligen Programmteil oder der
je wei ligen Programmteilvariante (nur Programmteil II
- Num mer 4.2 -) unterliegenden Flächen gilt Artikel 16
der Ver ord nung (EG) Nr. 1975/2006.

7.5.6 Im Falle von fachlichen Verstößen gegen Bewirt schaf -
tungsvorgaben gemäß den Grundsätzen (Nummer 6.2)
oder dieser Verwaltungsvorschrift gilt Artikel 18 der Ver -
ordnung (EG) Nr. 1975/2006.

7.5.7 Im Falle von Verstößen gegen die Einhaltung der ander-
weitigen Verpflichtungen gelten Artikel 22 und 23 der Ver -
ordnung (EG) Nr. 1975/2006 in Verbindung mit Artikel 51
der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005.

7.5.8 Im Falle von Mehrfachkürzungen gilt Artikel 24 der Ver -
ordnung (EG) Nr. 1975/2006.

7.5.9 Im Falle der Förderung von Sonderstrukturen gilt Artikel 31
der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006.

7.5.10 Kommt die zuwendungsberechtigte Person der Ver pflich -
tung nicht nach, jährlich einen Folgeantrag zu stellen
(Num mer 7.1.3), so liegt ein Verstoß gegen wesentliche
Mitwirkungspflichten vor.

8 Inkrafttreten und Übergangsregelung

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Wirkung vom 1. Ja -
nuar 2007 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift zur Förderung
von Maßnahmen zur Einführung und Beibehaltung ex -
tensiver Erzeugungspraktiken aus Gründen des Um welt -
schutzes und der Erhaltung der natürlichen Lebens -
grund lagen (Förderprogramm Umweltschonende Land -
bewirt schaftung - FUL 2000 -) des Ministeriums für
Wirt schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau sowie
des Ministeriums für Umwelt, Forsten und Verbraucher -
schutz vom 10. Juli 2006 (MinBl. S. 152) außer Kraft.

Für die Abwicklung der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Verwaltungsvorschrift bereits bewilligten Ver fah -
ren sind die bisherigen Regelungen weiter anzuwenden.

MinBl. 2009, S. 96



9233 Richtlinie über
nichtamtliche Hinweiszeichen,

Direktvermarktung ab Feld
sowie das Aufstellen von

Verkaufsständen und -wagen
(NH-Richtlinie)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft,
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

vom 6. März 2009 (8107s)

Vorbemerkung:

Die Richtlinie hat zum Ziel, die Außerortsorientierung des über-
örtlichen Verkehrs für gewerbliche und landwirtschaftliche Be -
triebe sowie für versteckt liegende Stätten zu verbessern. Dabei
soll eine Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver kehrs
infolge einer ungeordneten und unbeschränkten Beschil derung
außerhalb der Ortsdurchfahrten verhindert werden. Soweit der-
artige Beeinträchtigungen bereits bestehen, sollen sie beseitigt
werden. Mit den nichtamtlichen Hinweiszeichen soll den Ver -
kehrs teilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmern das Auffinden der
gewerblichen und landwirtschaftlichen Betriebe sowie der ver -
steckt liegenden Stätten außerhalb des Erschließungs bereichs
von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundes-, Landes- und Kreis -
straßen erleichtert werden.

Für die Beschilderung der innerhalb von Ortsdurchfahrten ge -
legenen landwirtschaftlichen und gewerblichen Betriebe wird
auf die Ausführungen unter Teil 1 Nr. 7 „Innerörtliche Ziele“ hin-
gewiesen. Die Beschilderung an Radwegen richtet sich nach Teil 1
Nr. 8 „Radwege“.

Baurechtliche Vorschriften bleiben von dieser Richtlinie unberührt.

Teil 1
Nichtamtliche Hinweiszeichen

1 Anwendungsbereich

Nichtamtliche Hinweiszeichen können außerhalb des Er -
schlie ßungsbereichs der Ortsdurchfahrten aufgestellt werden.
Sie kommen nur dann in Betracht, wenn die Voraussetzun -
gen für eine amtliche Beschilderung (insbesondere Verkehrs -
zeichen 386 und 432 der StVO) nicht vorliegen, aber ein
Verkehrsbedürfnis für die Aufstellung nichtamtlicher Hin -
weis zeichen auf gewerbliche oder landwirtschaftliche Be -
triebe oder versteckt liegende Stätten besteht. Ein Verkehrs -
bedürfnis besteht, wenn die Hinweisbeschilderung im In te res -
se der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zur besseren
Orientierung der Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrs teil -
nehmer zweckmäßig ist. Dies ist bei landwirtschaftlichen Be -
trieben auch dann gegeben, wenn zwar der Betrieb und der
unmittelbar dorthin führende Weg von der Bundes-, Landes-
oder Kreisstraße sichtbar sind, jedoch nicht erkennbar ist,
dass dort Direktvermarktung stattfindet.

Im Übrigen darf eine Beschilderung mit nichtamtlichen Hin -
weis zeichen nur dann erfolgen, wenn der gewerbliche oder
landwirtschaftliche Betrieb oder die versteckt liegende Stätte

– außerorts, z. B. an der freien Strecke einer Bundes- bzw.
Landes- bzw. Kreisstraße liegt,

– nachgewiesen gewerbe- und baurechtlich unbedenklich
ist, insbesondere über eine dem angegebenen Gewerbe
entsprechende genehmigte bauliche Anlage verfügt und
sie für diese Zwecke nutzt,

– eine zulässige und der Verkehrssicherheit entsprechende
Zufahrt hat.

Ein Rechtsanspruch auf Abschluss eines Nutzungsvertrages
zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen besteht nicht.

2 Auswahl der Ziele

Eine Beschilderung mit nichtamtlichen Hinweiszeichen zur
besseren Orientierung der Verkehrsteilnehmerinnen und Ver -

kehrsteilnehmer kommt insbesondere bei folgenden Zielen in
Betracht:

– gastronomischen Betrieben,

– landwirtschaftlichen direkt vermarktenden Betrieben mit
Ab-Hof-Verkauf,

– landwirtschaftlichen Betrieben mit Direktvermarktung ab
Feld,

– Beherbergungseinrichtungen,

– sonstigen, versteckt liegenden Stätten (z. B. Badeplätze).

3 Standorte der Hinweiszeichen

Die Standortwahl trifft die örtlich zuständige Straßen bau -
behör de im Benehmen mit der Antragstellerin oder dem An -
trag steller. Die Straßenverkehrsbehörde und die Polizei sind
zu beteiligen.

Die nichtamtlichen Hinweiszeichen müssen außerhalb des
Ver kehrsraumes unter Beachtung der Mindestabstände nach
der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), der Allgemeinen Ver -
wal tungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO)
und den Richtlinien für die wegweisende Beschilderung
außerhalb von Autobahnen (RWB 2000) aufgestellt werden.
Sie dürfen die freie Sicht nicht einschränken und insbeson-
dere die leichte Erkennbarkeit und Lesbarkeit von amtlichen
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen nicht beeinträch -
tigen.

Der Standort für die Aufstellung von nichtamtlichen Hinweis -
zeichen ist sorgfältig zu bestimmen, um einerseits eine ein-
deutige Zielführung des Verkehrs zu ermöglichen und an -
dererseits den verkehrlichen Sicherheitsanforderungen zu
genügen (§ 33 Abs. 2 StVO).

Ihr Standort ist von amtlichen Verkehrszeichen deutlich ab -
zusetzen.

Dabei ist Folgendes zu beachten:

1. Die nichtamtlichen Hinweiszeichen (Anlage 1, Bilder 1a - 3)
kommen in der Regel nur an der letzten Abfahrt von
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen zum Ziel in Betracht. 

2. Die nichtamtlichen Hinweiszeichen sollen auf dem Stra -
ßen grundstück aufgestellt werden.

3. Die Pflege der zur Straße gehörenden Bestandteile darf
nicht übermäßig erschwert werden.

4. Die nichtamtlichen Hinweiszeichen sind entsprechend den
Vorschriften der StVO und der VwV-StVO aufzustellen. Ist
bereits eine amtliche Wegweisung auf ein anderes Ziel
vor handen, dürfen nichtamtliche Hinweiszeichen nicht mit
dieser kombiniert werden. Die Aufstellung erfolgt dann in
geeignetem Abstand (15 - 20 m) vor der Einmündung so,
dass diese vom Standort möglichst noch sichtbar ist.

5. Ein Vorwegweiser für ein nichtamtliches Hinweiszeichen
(Anlage 1, Bilder 2a, 2b) kommt dann in Betracht, wenn
die Straße so unübersichtlich oder die Verkehrsdichte so
hoch ist, dass eine Vorinformation zur Hinführung auf das
Ziel geboten ist. Der Abstand zum Hinweiszeichen (An -
lage 1, Bilder 1a - 1e) soll dann 150 m bis 250 m betragen.

6. Für direkt an der Straße liegende Ziele kommen nichtamt-
liche Hinweiszeichen regelmäßig nicht in Betracht. Wenn
das Ziel nicht aus angemessener Entfernung erkennbar ist
(weil es z. B. hinter einem Waldstück oder einer Kuppe
liegt) kann ein Hinweiszeichen mit grafischem Symbol als
Vorankündigung (Anlage 1, Bild 3) errichtet werden.

7. Eine Häufung von nichtamtlichen Hinweiszeichen ist zu ver -
meiden. Mehr als 3 Hinweiszeichen je Richtung an einem
Standort sind nicht zulässig. Dabei ist eine Bün de lung an
einer gemeinsamen Aufstellvorrichtung vorzusehen.

8. Die Mindesthöhe zwischen Unterkante des Hinweis zei -
chens und Aufstellfläche beträgt 1,00 m, über Gehwegen
2,00 m und über Radwegen 2,25 m. Der seitliche Abstand
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des Hinweiszeichens zum Fahrbahnrand soll 1,50 m be -
tragen. Bei beengten Verhältnissen kann der Abstand bis
zur Pfostenachse gemessen werden.

4 Beschilderung

4.1 Inhalt der nichtamtlichen Hinweiszeichen

Der Inhalt der nichtamtlichen Hinweiszeichen ist auf das zum
Auffinden des gewerblichen oder landwirtschaftlichen Be -
triebes oder der versteckt liegenden Stätte notwendige Maß
zu beschränken.

Es ist nur das Zielobjekt (Name des gewerblichen oder land-
wirtschaftlichen Betriebes oder der versteckt liegenden
Stätte), evtl. in Verbindung mit einem oder mehreren grafi-
schen Symbolen anzugeben (Anlage 1, Bilder 1a - 3). Mehr
als 3 grafische Symbole in einem Hinweiszeichen sind nicht
zulässig.

Für nichtamtliche Hinweiszeichen sind folgende grafische
Symbole zu verwenden:

– Gastronomische Betriebe: „Messer und Gabel“

– Cafe, Erfrischungen, Imbiss: „Tasse“

– Beherbergungsbetriebe „Bett“

– Landwirtschaftliche Direktvermarktung:
„Scheunentor“

– Weinvermarktung: „Traube“

Das Symbol „Messer und Gabel“ darf nicht zusammen mit
dem Symbol „Tasse“ verwendet werden.

Ggf. können bei landwirtschaftlichen Direktvermarktungen
folgende zusätzliche Hinweise aufgenommen werden (An -
lage 1, Bilder 1e und 2b):

– Vermarktungsschwerpunkte, z. B. „Obst“, „Gemüse“,

– Saisonprodukte, z. B. „Erdbeeren“, „Spargel“,

– Öffnungszeiten, z. B. „Hofladen Mi - Sa“, „Mo Ruhetag“.

Werbung und andere Inhalte sind nicht zulässig.

4.2 Gestaltung, Größe und Materialien

Die Ausführung der Hinweiszeichen hat sich nach den Güte -
anforderungen der Güteschutzgemeinschaft Verkehrs zei chen
und Verkehrseinrichtungen e.V. zu richten. Hinweiszeichen
sind mit dem RAL-Gütezeichen zu kennzeichnen. Eine Über-
sicht der Herstellerinnen und Hersteller, die zum Führen des
RAL-Gütezeichens berechtigt sind, ist beim Industrie ver band
Verkehrszeichen e.V., Steinhausstraße 79, in 58099 Hagen
erhältlich oder im Internet unter „www.ivst-vz.de/gvz_guete-
zeichenbenu.html“ einsehbar.

Die nichtamtlichen Hinweiszeichen sind entsprechend den
Bildern in der Anlage zu gestalten und herzustellen. Die ein-
zelnen Elemente (Beschriftung, Pfeile, grafische Symbole
usw.) sind sorgfältig aufeinander abzustimmen.

Die Beschriftung darf im Höchstfall zweizeilig sein. Die zwei-
te Zeile kann alternativ für zusätzliche Hinweise (z. B. „Erd -
beeren, Spargel“) genutzt werden.

Die Breite der Hinweiszeichen wird durch die variablen In -
halte bestimmt. Das Mindestmaß ist einzuhalten. Die Ver -
längerung erfolgt jeweils im Raster von 50 mm. Die Breite
der Hinweiszeichen soll 2000 mm nicht überschreiten. Bei
mehreren Schildern am gleichen Standort ist eine einheit -
liche Breite anzustreben.

Nichtamtliche Hinweiszeichen haben eine grüne Grundfarbe
gemäß DIN 6171, Teil 1.

Schrift, Pfeil und Kontraststreifen sind weiß. Das grafische
Symbol ist schwarz auf weißem Grund. Für die Schrift ist die
Verkehrsschrift (Mittelschrift) gemäß DIN 1451, Teil 2, anzu-
wenden.

Die Hinweiszeichen sind retroreflektierend, mindestens mit
Reflexfolie der Bauart Typ 1 gemäß DIN 67520, Teil 2, aus -
zuführen.

Für die nichtamtlichen Hinweiszeichen ist in der Regel keine
statische Bemessung erforderlich. Bei mehreren Hinweis -
zeichen an einer Tragkonstruktion kann diese jedoch not-
wendig werden.

Die Aufstellvorrichtungen (Pfosten, Schellen, Schrauben,
Fun damente usw.) müssen den Anforderungen der IVZ-
Norm der Güteschutzgemeinschaft Verkehrszeichen und
Ver kehrseinrichtungen e.V. genügen. Insbesondere ist zu
beachten, dass für die Aufstellung Rohre aus Stahl mit einem
Durchmesser von maximal 76,1 mm und einer Wanddicke
von maximal 2,9 mm verwendet werden dürfen.

5 Verfahren

5.1 Antrag

Falls keine Baugenehmigung erforderlich ist, ist der Antrag
gemäß dem in der Anlage 2 beigefügten Formular zur Auf -
stellung nichtamtlicher Hinweiszeichen an die zuständige
Straßenmeisterei zu richten.

5.2 Aufstellung auf Straßengrund

Die Aufstellung der nichtamtlichen Hinweiszeichen erfolgt
auf Straßengrund. Hierfür ist ein Nutzungsvertrag (Anlage 3)
zu schließen.

Ein Entgelt für die Nutzung des Straßengrundes wird nicht
er hoben, da die Hinweiszeichen der Verkehrsführung dienen.

5.3 Beschaffung und Aufstellung

Die Beschaffung und Aufstellung der nichtamtlichen Hin weis -
zeichen einschließlich der Aufstellvorrichtung erfolgt durch
die Antragstellerin oder den Antragsteller. Der Termin zur
Aufstellung ist mit der zuständigen Straßenmeisterei ab -
zustimmen.

Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die Arbeitsstelle
in Abstimmung mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde
nach den „Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an
Straßen RSA 95“ (Ausgabe 1995) abzusichern und hierzu
eine ggf. erforderliche verkehrsbehördliche Anordnung ein-
zuholen.

6 Kosten

Die Antragstellerin oder der Antragsteller trägt die Kosten
für die Beschaffung, Aufstellung, regelmäßige Unterhaltung,
Um setzung und Beseitigung der nichtamtlichen Hinweis -
zeichen und ersetzt der Straßenbauverwaltung alle sich im
Zusammenhang mit dem Bestand und der Ausübung des
Rechts auf Nutzung ergebenden Mehraufwendungen und
Schäden. Sollen an einem Standort für ein nichtamtliches Hin -
weiszeichen weitere nichtamtliche Hinweiszeichen auf gestellt
werden, sind alle Kosten im Zusammenhang mit der Auf -
stellung an einer gemeinsamen Aufstellvorrichtung von den
hinzukommenden Antragstellerinnen und Antragstellern zu
tragen. Mehrere Antragstellerinnen und Antragsteller haften
für die in Satz 1 bezeichneten Kosten gesamtschuld nerisch.

7 Innerörtliche Ziele

Die amtliche Wegweisung zu innerörtlichen Zielen obliegt
den örtlich zuständigen unteren Straßenverkehrsbehörden.
Die Auswahl dieser Ziele erfolgt auf der Grundlage der VwV-
StVO zu Zeichen 432. Mit dem Zeichen 367 StVO kann auf
eine Auskunftsstelle oder ein Fremdenverkehrsbüro hin ge -
wie sen werden.



Sonstige Beschilderungskonzepte für innerörtliche Ziele liegen
in der Zuständigkeit der Gemeinden / Städte.

Soweit vor Ortsdurchfahrten Hinweisschilder zur Kenn zeich -
nung gewerblicher Betriebe, die auf einer Tafel zusammen-
gefasst sind, aufgestellt werden, ist aus straßenrechtlicher
Sicht Folgendes zu beachten:

– Die Hinweisschilder sollen auf Straßengrund aufgestellt
wer den. Mit der zuständigen Straßenbaubehörde ist hie -
rüber ein Nutzungsvertrag (Anlage 3 der Nutzungsricht -
linie, Verkehrsblatt 1975, Seite 537) zu schließen.

– Nur Betriebe, für die alle erforderlichen behördlichen oder
sonstigen Erlaubnisse und Genehmigungen vorliegen, sol-
len angekündigt werden.

– Es darf keine Behinderung oder Gefährdung des Verkehrs
hervorgerufen werden. Durch das Aufstellen der Hin weis -
schilder darf der Gemeingebrauch auf der Straße nicht
beeinträchtigt werden. Insbesondere ist darauf zu achten,
dass die Wirksamkeit der amtlichen Verkehrszeichen er -
halten bleibt.

– Die Gestaltung der Hinweisschilder erfolgt in einheitlicher
Form und Farbe. Die Grundfarbe ist grün gemäß DIN 6171.
Die Schrift nach DIN 1451, Teil 2, ist weiß. Die Hinweis -
schil der sollen retroreflektierend mindestens mit Reflex -
folie der Bauart Typ 1 ausgeführt werden.

– Einzelhinweise sind nicht mehr zulässig.

– Vor Hinweisschildern mit zahlreichen Firmennamen oder
mit einem Stadtplan sollte eine Haltebucht vorhanden sein,
damit die Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer sich orientieren
können, ohne den fließenden Verkehr zu behindern.

– Die Straßenbaubehörden haben in allen den Verkehr be -
einflussenden Fragen die Straßenverkehrsbehörden recht-
zeitig zu beteiligen.

Hinweise auf innerörtliche Ziele nach dieser Richtlinie kom-
men nicht in Betracht.

8 Radwege

Die Beschilderung von Radwegen richtet sich nach den
„Hin weisen zur wegweisenden und touristischen Beschil -
derung für den Radverkehr in Rheinland-Pfalz – HBR –“ in
der jeweils geltenden Fassung. Dabei können die grafischen
Symbole nach Nummer 4.1 der vorliegenden Richtlinie ver-
wendet werden. Darüber hinaus kommt eine Beschilderung
nach Maßgabe der vorliegenden Richtlinie an Radwegen
nicht in Betracht.

Teil 2
Direktvermarktung ab Feld

1 Anwendungsbereich

Die Direktvermarktung ab Feld kann zeitlich begrenzt für die
jeweilige Erntezeit zugelassen werden, wenn

– die verkehrlichen Verhältnisse ein verkehrsgerechtes Ein-
und Abbiegen ohne Gefährdung des Verkehrs auf der
durchgehenden Fahrbahn gestatten und

– auf dem Feld unter Berücksichtigung der zu erwartenden
Zahl der Besucherinnen und Besucher ein ausreichendes
Angebot an Stellflächen zur Verfügung steht. Es ist dafür
Sorge zu tragen, dass eine Verunreinigung der Straße ver-
mieden wird.

Auf die Direktvermarktung ab Feld kann mit nichtamtlichen
Hin weiszeichen hingewiesen werden (Anlage 1, Bilder 4a -
4d). Für die Vorankündigung (Anlage 1, Bild 4d) gelten die
Regelungen unter Teil 1, Nr. 3, lfd. Nr. 5, entsprechend.

2 Verfahren

Die Direktvermarktung ab Feld wird in der Regel von dem
Verbot, Waren und Leistungen aller Art auf der Straße an -

zubieten, nach § 33 Abs. 1 Nr. 2 StVO erfasst und bedarf da -
her der Erteilung einer Ausnahmegenehmigung gemäß § 46
Abs. 1 Nr. 9 StVO durch die Straßenverkehrsbehörde.

Die straßenrechtlichen Vorschriften über Sondernutzungen
sind zu beachten. Gemäß § 8 Abs. 6 des Bundesfern stra ßen -
gesetzes (FStrG) bzw. § 41 Abs. 7 des Landes straßen geset zes
(LStrG) bedarf es jedoch keiner gesonderten Son der nut zungs -
erlaubnis, wenn nach den Vorschriften des Stra ßen verkehrs -
rechts eine Erlaubnis für eine übermäßige Stra ßen benutzung
(§ 29 StVO) oder eine Ausnahme geneh mi gung (§ 46 Abs. 1
Nr. 9 StVO) erforderlich ist. Die für die Erlaubnis zuständige
Behörde hat vor ihrer Entscheidung die sonst für die Son der -
nutzungserlaubnis zuständige Behörde zu hören.

2.1 Antrag

Falls keine Baugenehmigung erforderlich ist, ist der Antrag
zur Direktvermarktung ab Feld gemäß dem in der Anlage 4
beigefügten Formular an die zuständige Straßen verkehrs -
behör de zu richten.

2.2 Standorte

Wird beabsichtigt, auf die Direktvermarktung ab Feld mit
nicht amtlichen Hinweiszeichen (Anlage 1, Bilder 4a - 4d)
hinzuweisen, so soll die Aufstellung auf Straßengrund erfol-
gen. Es darf nur auf das zu vermarktende Produkt / die zu
vermark tenden Produkte hingewiesen werden. Die Aufstell -
vor rich tun gen müssen die Anforderungen der „Technischen
Lie fer bedingungen für Aufstellvorrichtungen für Schilder und
Ver kehrseinrichtungen an Arbeitsstellen, TL – Aufstell vor -
rich tun gen 97“, erfüllen. Hierfür ist ein Nutzungsvertrag (An -
lage 5) zu schließen. Ein Entgelt für die Nutzung des Stra -
ßen grun des wird nicht erhoben, da das Hinweiszeichen der
Ver kehrs führung dient.

Für die Ausführung der Hinweiszeichen (Größe und Ma teria -
lien) gelten die Regelungen unter Teil 1 Nr. 4.2, entsprechend.

2.3 Beschaffung und Aufstellung

Die Beschaffung und Aufstellung der nichtamtlichen Hin weis -
zeichen einschließlich der Aufstellvorrichtung erfolgt durch
die Antragstellerin oder den Antragsteller. Der Termin zur
Auf stellung ist mit der zuständigen Straßenmeisterei abzu-
stimmen.

Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat die Arbeitsstelle
in Abstimmung mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde
nach den „Richtlinien für die Sicherung von Arbeitsstellen an
Straßen RSA 95“ (Ausgabe 1995) abzusichern und hierzu
eine ggf. erforderliche verkehrsbehördliche Anordnung ein-
zuholen.

Die Mindesthöhe zwischen Unterkante des Hinweiszeichens
und Aufstellfläche beträgt 1,00 m, über Gehwegen 2,00 m
und über Radwegen 2,25 m. Der seitliche Abstand des Hin -
weiszeichens zum Fahrbahnrand soll 1,50 m betragen. Bei
beengten Verhältnissen kann der Abstand bis zur Pfosten -
achse gemessen werden.

2.4 Kosten

Die Antragstellerin oder der Antragsteller trägt die Kosten
für die Beschaffung, Aufstellung, regelmäßige Unterhaltung,
Um setzung und Beseitigung des nichtamtlichen Hinweis -
zeichens und ersetzt der Straßenbauverwaltung alle sich im
Zusammenhang mit dem Bestand und der Ausübung des
Rechts auf Nutzung ergebenden Mehraufwendungen und
Schäden.

Sollen an einem Standort für ein nichtamtliches Hinweis zei -
chen weitere nichtamtliche Hinweiszeichen aufgestellt wer -
den, sind alle Kosten im Zusammenhang mit der Auf stellung
an einer gemeinsamen Aufstellvorrichtung von den hinzu-
kommenden Antragstellerinnen und Antragstellern zu tragen.
Mehrere Antragstellerinnen und Antragsteller haften für die in
Satz 1 bezeichneten Kosten gesamtschuldnerisch.
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Teil 3
Aufstellen von Verkaufsständen und -wagen

1 Standorte

Bei der Aufstellung von Verkaufsständen und -wagen sind ins-
besondere die Rechtsvorschriften der Straßenverkehrs-Ord -
nung (§ 33 StVO) und des Straßenrechts (§ 9 FStrG / §§ 22, 23
LStrG und § 8 Abs. 1 FStrG / § 41 Abs. 1 LStrG) zu beachten.
Danach kann das Aufstellen von Verkaufsständen und -wagen
nur in folgenden Ausnahmefällen genehmigt werden:

– Verkaufsstände und -wagen außerhalb des Erschließungs -
bereichs der Ortsdurchfahrt im Ortseingangsbereich,

– Verkaufsstände und -wagen innerhalb des Erschließungs -
bereichs der Ortsdurchfahrt von Gemeinden.

2 Genehmigungen

Bei der Genehmigung von Verkaufsständen und -wagen ist aus
straßen- und straßenverkehrsrechtlicher Sicht Folgendes zu
beachten:

– gut einsehbarer Standort,

– ausreichende Stellplätze für den Fahrzeugverkehr,

– keine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs,

– kein Unfallhäufungspunkt,

– nicht im Bereich von Einmündungen und Kreuzungen.

Des Weiteren bedürfen Verkaufsstände und -wagen außerhalb
des Erschließungsbereichs der Ortsdurchfahrt einer Aus nah me -
genehmigung (§ 9 FStrG, §§ 22, 23 LStrG) sowie einer Son -
dernutzungserlaubnis (§ 8 Abs. 1 FStrG, § 41 Abs. 1 LStrG)
durch die Straßenbaubehörde, über deren Erteilung unter
Be rücksichtigung der im Ortseingangsbereich vorhandenen
nied rigeren Geschwindigkeiten des Kfz-Verkehrs im Einzelfall
entschieden werden muss. Da genehmigungsfähige Ver kaufs -
stände gut einsehbar und daher für Verkehrsteilnehmerinnen
und Verkehrsteilnehmer ohne Weiteres auffindbar sind, kom-
men nichtamtliche Hinweiszeichen nach dieser Richtlinie nicht
in Betracht. Werbung und sonstige Hinweise auf den Verkaufs -
stand sind nicht zulässig.

Teil 4
Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tage nach ihrer Ver öffent -
lichung in Kraft.

Anlage

MinBl. 2009, S. 106

Anlage 1

Beispiele für nichtamtliche Hinweiszeichen

Die abgebildeten Hinweiszeichen sind nur beispielhaft. Die An -
wendung ist für beide Richtungen möglich (linksweisend und
rechtsweisend).

Gestaltung, Ausführung und Materialien:

Untergrund grün; Schrift und Pfeil weiß; grafische Symbole weiß-
schwarz; Farben nach DIN 6171, Folie mindestens Bauart Typ 1
nach DIN 67520 Teil 2

Bild 1a, Hinweiszeichen einzeilig

Schild: H = 400 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 1b, Hinweiszeichen einzeilig mit graf. Symbol

Schild: H = 400 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 1c, Hinweiszeichen zweizeilig mit graf. Symbolen
neben einander

Schild: H = 450 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 1d, Hinweiszeichen zweizeilig mit graf. Symbolen
übereinander

Schild: H = 450 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm



Bild 1e, Hinweiszeichen zweizeilig mit graf. Symbol und
Produktangabe

Schild: H = 450 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 2a, Hinweiszeichen als Vorwegweiser einzeilig

Schild: H = 400 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 2b, Hinweiszeichen als Vorwegweiser zweizeilig mit
graf. Symbol

Schild: H = 450 mm, Mindestbreite B = 1200 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 3, Hinweiszeichen als Vorankündigung mit graf.
Symbolen

Schild, Mindestgröße: H = 500 mm, B = 500 mm;

max. H = 750 mm, max. B = 600 mm

Schriftgröße 105 mm

Beispiele zur Direktvermarktung ab Feld

Bild 4a, Hinweiszeichen einzeilig

Schild: H = 350 mm, Mindestbreite B = 1000 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 4b, Hinweiszeichen zweizeilig

Schild: H = 400 mm, Mindestbreite B = 1000 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 4c, Hinweiszeichen zweizeilig

Schild: H = 400 mm, Mindestbreite B = 1000 mm

Schriftgröße 105 mm

Bild 4d, Hinweiszeichen als Vorwegweiser zweizeilig

Schild: H = 400 mm, Mindestbreite B = 1000 mm

Schriftgröße 105 mm
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Anlage 2

------------------------------------------------

------------------------------------------------

------------------------------------------------
(Antragstellerin bzw. Antragsteller)

Antrag auf Abschluss eines
Nutzungsvertrages zur Aufstellung

nichtamtlicher Hinweiszeichen
nach der NH-Richtlinie

An die
Straßenmeisterei 

1. Vorhaben

Errichtung nichtamtlicher Hinweiszeichen für 
(Bezeichnung des Zielobjekts)

in auf Straßengrund
(Straße, Hausnummer, Gemeinde)

2. Standort (auf Straßengrund)

2.1 Bezeichnung der Straße

 Bundesstraße – Nr. …

 Landesstraße – Nr. …

 Kreisstraße – Nr. …

2.2 Zuwegung zum Zielobjekt über

 Privatweg

 Wirtschaftsweg

 Gemeindestraße
(Gemarkung, Flur, Flurstück)

2.3 Lageplan mit den vorgesehenen Standorten der Hinweiszeichen ist als Anlage beigefügt.

3. Beschilderung

3.1 Beschriftung (Name des Zielobjektes)

3.2 Auswahl der Hinweiszeichen nach Anlage 1 der NH-Richtlinie

Hinweis nach Bild links rechts einzeilig zweizeilig Anzahl Symbole Vorwegweiser Vorankündigung

1a

1b

1c

1d

1e

2a

2b

3

Beisp.: 1b X X 1

Beisp.: 2b X X 1 X



3.3 Grafische Symbole (max. 3)

 Messer und Gabel

 Tasse

 Bett

 Scheunentor

 Traube

Das Symbol „Messer und Gabel“ darf nicht zusammen mit dem Symbol „Tasse“ verwendet werden.

3.4 Zusätzliche Hinweise

 Vermarktungsschwerpunkte

 Saisonprodukte

 Öffnungszeiten

3.5 Aufstellvorrichtungen

Die Aufstellvorrichtungen (Pfosten, Schelle, Schrauben, Fundamente usw.) müssen den Anforderungen der „Industrie-Norm für
Aufstellvorrichtungen IVZ-Norm“ der Güteschutzgemeinschaft Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen e. V. entsprechen. Es
sind Stahlrohre mit einem Durchmesser von max. 76,1 mm und einer Wanddicke von max. 2,9 mm zu verwenden.

4. Hiermit verpflichtet sich die Antragstellerin bzw. der Antragsteller, keine Werbeanlagen innerhalb der jeweils geltenden straßen-
rechtlichen Bauverbots- und Baubeschränkungszonen zu errichten und vorhandene Werbeanlagen mit der Aufstellung der nicht-
amtlichen Hinweiszeichen zu beseitigen.

5. Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller versichert, dass alle für den Betrieb erforderlichen behördlichen oder sonstigen
Erlaubnisse und Genehmigungen vorliegen.

(Ort, Datum) (Unterschrift)
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Anlage 3

N U T Z U N G S V E R T R A G

zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen
nach der NH-Richtlinie

zwischen

dem Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, dieser vertreten durch den Leiter

des Landesbetriebes Mobilität

– Straßenbauverwaltung –

und

(Anschrift der Antragstellerin bzw. des Antragstellers)

– Berechtigte bzw. Berechtigter –

Die Straßenbauverwaltung gestattet der oder dem Berechtigten, nach Maßgabe des Antrages vom ………….., der nachstehenden
allgemeinen und den in der Anlage beigefügten Technischen Bestimmungen, den Straßengrund zwischen Netzknoten ……… und
Netzknoten ……… bei Station ……… der ……………..straße Nr. …. zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen zu nutzen.

1. Das Recht auf Nutzung wird auf unbestimmte Zeit eingeräumt. Der Vertrag ist unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten künd-
bar.

2. Die Übertragung des Rechts auf Nutzung ist ohne Zustimmung der Straßenbauverwaltung nicht zulässig.

3. Die oder der Berechtigte verpflichtet sich beim Hinzukommen weiterer nichtamtlicher Hinweiszeichen am selben Standort, eine
Integration des nichtamtlichen Hinweiszeichens in eine gemeinsame Tragkonstruktion zu dulden.

Im Falle des Hinzukommens an einen bereits bestehenden Standort für ein nichtamtliches Hinweiszeichen verpflichtet sich die
oder der Berechtigte, die bereits vorhandene Tragkonstruktion auf ihre oder seine Kosten zu beseitigen und die hierin befind lichen
nichtamtlichen Hinweiszeichen auf ihre oder seine Kosten in eine neue gemeinsame Tragkonstruktion zu integrieren. 1

Die oder der Berechtigte haftet gesamtschuldnerisch für die hinsichtlich der gemeinsamen Tragkonstruktion bestehenden vertrag-
lichen Verpflichtungen.

4. Falls erforderlich ersetzt die oder der Berechtigte der Straßenbauverwaltung alle im Zusammenhang mit dem Bestand und der
Ausübung des Rechts auf Nutzung sich ergebenden Mehraufwendungen und Schäden. Hierfür ist bis ……… eine Sicherheit in
Höhe von ……… EUR zu leisten. 1

5. Von allen Ansprüchen Dritter, die infolge der Nutzung oder der Herstellung, des Bestehens der Unterhaltung, der Änderung oder
der Beseitigung des nichtamtlichen Hinweiszeichens gegen die Straßenbauverwaltung oder gegen für diese tätige Bedienstete
geltend gemacht werden, stellt die oder der Berechtigte die Straßenbauverwaltung und die betreffenden Bediensteten frei, es sei
denn, dass diesen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Die Rechte aus Absatz 1 stehen auch dem Verkehrssicherungspflichtigen und seinen Bediensteten zu.

6. Kommt die oder der Berechtigte einer Verpflichtung, die sich aus dem Vertrag ergibt, trotz vorheriger Aufforderung innerhalb einer
gesetzten Frist nicht nach, so ist die Straßenbauverwaltung berechtigt, das nach ihrem Ermessen Erforderliche auf Kosten der
oder des Berechtigten zu veranlassen oder den Vertrag fristlos zu kündigen. Wird die Sicherheit des Verkehrs gefährdet, können
Aufforderung und Fristsetzung unterbleiben.

7. Im Falle der Kündigung des Vertrages oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der Straße, besteht kein Anspruch auf
Entschädigung gegen die Straßenbauverwaltung.

8. Vor Beginn der Bauarbeiten hat sich die oder der Berechtigte insbesondere zu erkundigen, ob im Bereich des nichtamtlichen
Hinweiszeichens Kabel, Versorgungsleitungen und dergleichen verlegt sind.

9. Der Termin zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen ist mit der Straßenmeisterei ……………………………… abzustimmen.

10. Die Bauarbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit nicht und die Leichtigkeit des Verkehrs möglichst wenig beeinträch-
tigt werden. Die oder der Berechtigte hat alle zum Schutze der Straße und des Straßenverkehrs erforderlichen Vorkehrungen zu
treffen. Sie oder er hat die Arbeitsstelle in Abstimmung mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde abzusichern und hierzu eine
ggf. erforderliche verkehrsbehördliche Anordnung einzuholen.

11. Das nichtamtliche Hinweiszeichen ist so zu errichten und zu erhalten, dass dieses den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung
sowie den anerkannten Regeln der Technik genügt. Es ist auf Verlangen der Straßenbauverwaltung auf Kosten der oder des
Berechtigten zu ändern oder zu beseitigen, soweit dies aus Gründen des Straßenbaues oder der Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs erforderlich ist.

1 Falls entbehrlich ist dieser Satz zu streichen



12. Die Beendigung der Bauarbeiten ist der Straßenmeisterei …………………… anzuzeigen. Auf Verlangen der Straßenbauverwaltung
findet eine Abnahme statt. Hierbei festgestellte Mängel sind auf Verlangen der Straßenbauverwaltung unverzüglich auf Kosten der
oder des Berechtigten zu beseitigen.

13. Vor jeder Änderung des nichtamtlichen Hinweiszeichens ist die Zustimmung der Straßenbauverwaltung einzuholen.

14. Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses, durch Kündigung oder durch Aufgabe der Nutzung, ist das nichtamtliche
Hinweiszeichen zu beseitigen und die Straße wieder ordnungsgemäß herzustellen. Den Weisungen der Straßenbauverwaltung ist
hierbei Folge zu leisten. Wird der Verpflichtung nach Satz 1 nicht nachgekommen, gilt Nr. 6 entsprechend.

15. Für diese Nutzung wird kein Entgelt erhoben, da die nichtamtlichen Hinweiszeichen der Verkehrsführung dienen.

16. Die oder der Berechtigte ist verpflichtet, die Auslagen der Straßenbauverwaltung in Höhe von ………… EUR zu erstatten.

17. Die Zahlung zur Nr. 16 ist auf das Konto Nr. 7401507624 bei der Rheinland-Pfalz Bank Mainz (BLZ 600 501 01) unter Angabe der
Referenznummer ……… zu leisten.

18. Jeder Vertragsteil erhält eine Ausfertigung dieses Vertrages.

19. Im Falle des Zahlungsverzuges hat die oder der Berechtigte Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen
Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu entrichten.

(Datum, Ort) (Datum, Ort)

Landesbetrieb Mobilität Berechtigte bzw. Berechtigter

Technische Bestimmungen für Arbeiten im Bereich der Straße

1. Für die Arbeiten auf Straßengebiet sind die für den Straßenbau geltenden technischen Bestimmungen, Richtlinien und Merkblätter
zu beachten.

2. Die Standsicherheit des nichtamtlichen Hinweiszeichens und der Straße sowie der angrenzenden Grundstücke und Bauwerke
muss gewahrt bleiben. Für Baumaßnahmen, die nach den geltenden Bestimmungen und Normen Standsicherheitsberechnungen
erfordern, muss vor Beginn eine statische Berechnung aufgestellt und, soweit erforderlich, von einer zugelassenen Prüfingenieurin
oder einem zugelassenen Prüfingenieur geprüft werden. Die statische Berechnung sowie Planunterlagen und Berechnungen für
Bauteile und Baubehelfe sind auf Verlangen der Straßenbauverwaltung vorzulegen.

3. Soweit Sicherheit und/oder Leichtigkeit des Verkehrs es erfordern, kann verlangt werden, dass bestimmte Bau- und Unter -
haltungs arbeiten in verkehrsschwachen Stunden, zur Nachtzeit in Mehrschichtenbetrieb oder innerhalb Fristen durchgeführt
werden. Auch können zeitsparende Bauweisen verlangt werden.

4. Die Entwässerung der Straße muss während der Bauarbeiten gewährleistet sein. Straßenentwässerungsanlagen sind vor Ver -
unreinigungen zu schützen. Den Weisungen der für die Entwässerungsanlagen zuständigen Stellen sowie der Wasserbehörden
ist Folge zu leisten. Auf § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes wird verwiesen.

5. Die Straßenbepflanzung ist zu schonen.

6. Verschmutzungen der Straße, die im Zusammenhang mit den Arbeiten entstehen, sind unverzüglich zu beseitigen. Schnee und
Eis im Bereich der Aushub- und Ablagerungsstellen sind zu entfernen, soweit es aus Gründen der Sicherheit und/oder Leichtigkeit
des Straßenverkehrs erforderlich ist.

7. Es ist sicherzustellen, dass die Straße mit ihrem Zubehör außerhalb des Aufbruchbereiches nicht beschädigt wird. Ergibt sich
im Verlauf der Baumaßnahmen unerwartet eine Gefährdung oder Beschädigung, so ist die Straßenbauverwaltung sofort zu
benachrichtigen.

8. Baustoffe, Aushub und alle Teile der Baustelleneinrichtung sind im Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung so zu lagern bzw.
zu errichten, dass der Verkehr auf der Straße nicht mehr als unvermeidbar behindert wird.

9. Werden Grenzsteine in ihrer Lage gefährdet oder beschädigt, ist das zuständige Vermessungs- oder Katasteramt zu unterrichten.
Die oder der Pflichtige hat die zur Grenzherstellung erforderlichen Arbeiten nach Weisung der zuständigen Stellen ausführen
zu lassen. Entsprechendes gilt für Messzeichen der Straßenbauverwaltung; zu unterrichten ist der Landesbetrieb Mobilität
………………………………..

10. Die Baugrube ist unverzüglich nach Beendigung der Bauarbeiten zu verfüllen. Der Füllboden ist so einzubauen und zu ver dich-
ten, dass möglichst keine Setzungen im Bereich der Straße auftreten. Die „Zusätzlichen Technischen Vorschriften und Richtlinien
für Erdarbeiten im Straßenbau“ sind zu beachten. Erforderlichenfalls ist der Aushub durch geeignetes Material zu ersetzen.

11. Die Straßenbauverwaltung kann während der Bauausführung abweichend von der Vereinbarung im Einzelfall zusätzliche An -
forderungen stellen, wenn solche bei der Durchführung der Arbeiten notwendig werden.

12. Nach Beendigung der Bauarbeiten sind die restlichen Baustoffe und die Baustelleneinrichtung unverzüglich zu entfernen. Die
Straße ist im Baustellenbereich zu reinigen und wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Das Gleiche gilt für alle
Teile der Straße und das Zubehör. Die beim Bau freiwerdenden Bodenmassen sind abzufahren. Beschädigte Bepflanzung ist zu
ersetzen, Seitenstreifen und Böschungen sind wieder zu begrünen.
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Anlage 4

------------------------------------------------

------------------------------------------------

------------------------------------------------
(Antragstellerin bzw. Antragsteller)

Antrag zur Direktvermarktung ab Feld
nach der NH-Richtlinie

An die
Straßenverkehrsbehörde

1. Vorhaben

Direktvermarktung von ab Feld
(Produkt)

in 
(Gemeinde, Gemarkung, Flur, Flurstück)

2. Erntezeit

von (Monat)            bis (Monat),            ab dem Jahr 

 einmalig

 jährlich wiederkehrend

3. Standort

3.1 Bezeichnung der Straße

 Bundesstraße – Nr. …

 Landesstraße – Nr. …

 Kreisstraße – Nr. …

3.2 Zuwegung zum Feld über

 Privatweg

 Wirtschaftsweg

 Gemeindestraße
(Gemarkung, Flur, Flurstück)

3.3 Lageplan mit dem vorgesehenen Standort, der Zuwegung sowie der Stellplätze für Pkw ist als Anlage beigefügt.

4. Beschilderung (Standort auf Straßengrund)

4.1 Beschriftung (Produkt)

4.2 Hinweiszeichen nach Beispielen der Anlage 1 der NH-Richtlinie

Hinweis nach Bild links rechts einzeilig zweizeilig Anzahl Symbole Vorwegweiser

4a

4b

4c

4d

Beisp.: 4b X X X

Beisp.: 4d X X X X



4.3 Aufstellung

Die Mindesthöhe zwischen Unterkante des Hinweiszeichens und Aufstellfläche beträgt 1,00 m, über Gehwegen 2,00 m und über
Radwegen 2,25 m. Der seitliche Abstand des Hinweiszeichens zum Fahrbahnrand soll 1,50 m betragen. Bei beengten Ver -
hältnissen kann der Abstand bis zur Pfostenachse gemessen werden.

4.4 Aufstellvorrichtungen

Die Aufstellvorrichtungen müssen die Anforderungen der „Technischen Lieferbedingungen für Aufstellvorrichtungen für Schilder
und Verkehrseinrichtungen an Arbeitsstellen, TL-Aufstellvorrichtungen 97“, erfüllen.

5. Hiermit verpflichtet sich die Antragstellerin bzw. der Antragsteller, keine Werbeanlagen innerhalb der jeweils geltenden straßen-
rechtlichen Bauverbots- und Baubeschränkungszonen zu errichten und vorhandene Werbeanlagen mit der Aufstellung der nicht-
amtlichen Hinweiszeichen zu beseitigen.

6. Die Antragstellerin bzw. der Antragsteller versichert, dass alle für den Betrieb erforderlichen behördlichen oder sonstigen
Erlaubnisse und Genehmigungen vorliegen.

(Ort, Datum) (Unterschrift)
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Anlage 5

N U T Z U N G S V E R T R A G

zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen
nach der NH-Richtlinie

für die Direktvermarktung ab Feld

zwischen

dem Land Rheinland-Pfalz, vertreten durch den Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, dieser vertreten durch den Leiter

des Landesbetriebes Mobilität

– Straßenbauverwaltung –

und

(Anschrift der Antragstellerin bzw. des Antragstellers)

– Berechtigte bzw. Berechtigter –

Die Straßenbauverwaltung gestattet der oder dem Berechtigten, nach Maßgabe des Antrages vom ………….., der nachstehenden
allgemeinen und den in der Anlage beigefügten Technischen Bestimmungen, den Straßengrund zwischen Netzknoten ……… und
Netzknoten ……… bei Station ……… der ……………..straße Nr. …. zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen zu nutzen.

1. Das Recht auf Nutzung wird für die Erntezeit von …….. (Monat) bis …….. (Monat) eines jeden Jahres eingeräumt und ver längert
sich jeweils für eine weitere Erntezeit, sofern es nicht gekündigt wurde. Der Vertrag ist unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten
kündbar.

2. Die Übertragung des Rechts auf Nutzung ist ohne Zustimmung der Straßenbauverwaltung nicht zulässig.

3. Die oder der Berechtigte verpflichtet sich beim Hinzukommen weiterer nichtamtlicher Hinweiszeichen am selben Standort, eine
Integration des nichtamtlichen Hinweiszeichens in eine gemeinsame Tragkonstruktion zu dulden.

Im Falle des Hinzukommens an einen bereits bestehenden Standort für ein nichtamtliches Hinweiszeichen verpflichtet sich die
oder der Berechtigte, die bereits vorhandene Tragkonstruktion auf ihre oder seine Kosten zu beseitigen und die hierin befind lichen
nichtamtlichen Hinweiszeichen auf ihre oder seine Kosten in eine neue gemeinsame Tragkonstruktion zu integrieren. 1

Der Berechtigte haftet gesamtschuldnerisch für die hinsichtlich der gemeinsamen Tragkonstruktion bestehenden vertraglichen
Verpflichtungen.

4. Falls erforderlich ersetzt die oder der Berechtigte der Straßenbauverwaltung alle im Zusammenhang mit dem Bestand und der
Ausübung des Rechts auf Nutzung sich ergebenden Mehraufwendungen und Schäden. Hierfür ist bis ……… eine Sicherheit in
Höhe von ……… EUR zu leisten. 1

5. Von allen Ansprüchen Dritter, die infolge der Nutzung oder der Herstellung, des Bestehens der Unterhaltung, der Änderung oder
der Beseitigung des nichtamtlichen Hinweiszeichens gegen die Straßenbauverwaltung oder gegen für diese tätige Bedienstete
geltend gemacht werden, stellt die oder der Berechtigte die Straßenbauverwaltung und die betreffenden Bediensteten frei, es sei
denn, dass diesen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

Die Rechte aus Absatz 1 stehen auch dem Verkehrssicherungspflichtigen und seinen Bediensteten zu.

6. Kommt die oder der Berechtigte einer Verpflichtung, die sich aus dem Vertrag ergibt, trotz vorheriger Aufforderung innerhalb einer
gesetzten Frist nicht nach, so ist die Straßenbauverwaltung berechtigt, das nach ihrem Ermessen Erforderliche auf Kosten der
oder des Berechtigten zu veranlassen oder den Vertrag fristlos zu kündigen. Wird die Sicherheit des Verkehrs gefährdet, können
Aufforderung und Fristsetzung unterbleiben.

7. Im Falle der Kündigung des Vertrages oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der Straße, besteht kein Anspruch auf
Entschädigung gegen die Straßenbauverwaltung.

8. Vor Beginn der Bauarbeiten hat sich die oder der Berechtigte insbesondere zu erkundigen, ob im Bereich des nichtamtlichen
Hinweiszeichens Kabel, Versorgungsleitungen und dergleichen verlegt sind.

9. Der Termin zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen ist mit der Straßenmeisterei ………………………………. abzustimmen.

10. Die Bauarbeiten sind so durchzuführen, dass die Sicherheit nicht und die Leichtigkeit des Verkehrs möglichst wenig beeinträch-
tigt werden. Die oder der Berechtigte hat alle zum Schutze der Straße und des Straßenverkehrs erforderlichen Vorkehrungen zu
treffen. Sie oder er hat die Arbeitsstelle in Abstimmung mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde abzusichern und hierzu eine
ggf. erforderliche verkehrsbehördliche Anordnung einzuholen.

11. Das nichtamtliche Hinweiszeichen ist so zu errichten und zu erhalten, dass dieses den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung
sowie den anerkannten Regeln der Technik genügt. Es ist auf Verlangen der Straßenbauverwaltung auf Kosten der oder des

1 Falls entbehrlich ist dieser Satz zu streichen



Berechtigten zu ändern oder zu beseitigen, soweit dies aus Gründen des Straßenbaues oder der Sicherheit und Leichtigkeit des
Verkehrs erforderlich ist.

12. Die Beendigung der Bauarbeiten ist der Straßenmeisterei …………………… anzuzeigen. Auf Verlangen der Straßenbauverwaltung
findet eine Abnahme statt. Hierbei festgestellte Mängel sind auf Verlangen der Straßenbauverwaltung unverzüglich auf Kosten der
oder des Berechtigten zu beseitigen.

13. Vor jeder Änderung des nichtamtlichen Hinweiszeichens ist die Zustimmung der Straßenbauverwaltung einzuholen.

14. Nach Ablauf der jeweiligen Erntezeit sowie bei Beendigung des Vertragsverhältnisses, durch Kündigung oder durch Aufgabe der
Nutzung, ist das nichtamtliche Hinweiszeichen zu beseitigen und die Straße wieder ordnungsgemäß herzustellen. Den Weisungen
der Straßenbauverwaltung ist hierbei Folge zu leisten. Wird der Verpflichtung nach Satz 1 nicht nachgekommen, gilt Nr. 6 ent -
sprechend.

15. Für diese Nutzung wird kein Entgelt erhoben, da die nichtamtlichen Hinweiszeichen der Verkehrsführung dienen.

16. Die oder der Berechtigte ist verpflichtet, die Auslagen der Straßenbauverwaltung in Höhe von ………… EUR zu erstatten.

17. Die Zahlung zur Nr. 16 ist auf das Konto Nr. 7401507624 bei der Rheinland-Pfalz Bank (BLZ 600 501 01) unter Angabe der
Referenznummer ……… zu leisten.

18. Jeder Vertragsteil erhält eine Ausfertigung dieses Vertrages.

19. Im Falle des Zahlungsverzuges hat die oder der Berechtigte Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem jeweiligen
Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu entrichten.

(Datum, Ort) (Datum, Ort)

Landesbetrieb Mobilität Berechtigte bzw. Berechtigter

Technische Bestimmungen für Arbeiten im Bereich der Straße

1. Für die Arbeiten auf Straßengebiet sind die für den Straßenbau geltenden technischen Bestimmungen, Richtlinien und Merkblätter
zu beachten.

2. Die Standsicherheit des nichtamtlichen Hinweiszeichens und der Straße sowie der angrenzenden Grundstücke und Bauwerke
muss gewahrt bleiben. Für Baumaßnahmen, die nach den geltenden Bestimmungen und Normen Standsicherheitsberechnungen
erfordern, muss vor Beginn eine statische Berechnung aufgestellt und, soweit erforderlich, von einer zugelassenen Prüfingenieurin
oder einem zugelassenen Prüfingenieur geprüft werden. Die statische Berechnung sowie Planunterlagen und Berechnungen für
Bauteile und Baubehelfe sind auf Verlangen der Straßenbauverwaltung vorzulegen.

3. Soweit Sicherheit und/oder Leichtigkeit des Verkehrs es erfordern, kann verlangt werden, dass bestimmte Bau- und Unter -
haltungsarbeiten in verkehrsschwachen Stunden, zur Nachtzeit in Mehrschichtenbetrieb oder innerhalb Fristen durchgeführt
werden. Auch können zeitsparende Bauweisen verlangt werden.

4. Die Entwässerung der Straße muss während der Bauarbeiten gewährleistet sein. Straßenentwässerungsanlagen sind vor Ver -
unreinigungen zu schützen. Den Weisungen der für die Entwässerungsanlagen zuständigen Stellen sowie der Wasserbehörden
ist Folge zu leisten. Auf § 22 des Wasserhaushaltsgesetzes wird verwiesen.

5. Die Straßenbepflanzung ist zu schonen.

6. Verschmutzungen der Straße, die im Zusammenhang mit den Arbeiten entstehen, sind unverzüglich zu beseitigen.

7. Es ist sicherzustellen, dass die Straße mit ihrem Zubehör außerhalb des Aufbruchbereiches nicht beschädigt wird. Ergibt sich
im Verlauf der Baumaßnahmen unerwartet eine Gefährdung oder Beschädigung, so ist die Straßenbauverwaltung sofort zu
benachrichtigen.

8. Baustoffe, Aushub und alle Teile der Baustelleneinrichtung sind im Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung so zu lagern bzw.
zu errichten, dass der Verkehr auf der Straße nicht mehr als unvermeidbar behindert wird.

9. Werden Grenzsteine in ihrer Lage gefährdet oder beschädigt, ist das zuständige Vermessungs- oder Katasteramt zu unterrichten.
Die oder der Pflichtige hat die zur Grenzherstellung erforderlichen Arbeiten nach Weisung der zuständigen Stellen ausführen
zu lassen. Entsprechendes gilt für Messzeichen der Straßenbauverwaltung; zu unterrichten ist der Landesbetrieb Mobilität
………………………………..

10. Die Baugrube ist unverzüglich nach Beendigung der Bauarbeiten zu verfüllen. Der Füllboden ist so einzubauen und zu verdich-
ten, dass möglichst keine Setzungen im Bereich der Straße auftreten. Die „Zusätzlichen Technischen Vorschriften und Richtlinien
für Erdarbeiten im Straßenbau“ sind zu beachten. Erforderlichenfalls ist der Aushub durch geeignetes Material zu ersetzen.

11. Die Straßenbauverwaltung kann während der Bauausführung abweichend von der Vereinbarung im Einzelfall zusätzliche An -
forderungen stellen, wenn solche bei der Durchführung der Arbeiten notwendig werden.

12. Nach Beendigung der Bauarbeiten sind die restlichen Baustoffe und die Baustelleneinrichtung unverzüglich zu entfernen. Die
Straße ist im Baustellenbereich zu reinigen und wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Das Gleiche gilt für alle
Teile der Straße und das Zubehör. Die beim Bau freiwerdenden Bodenmassen sind abzufahren. Beschädigte Bepflanzung ist zu
ersetzen, Seitenstreifen und Böschungen sind wieder zu begrünen.
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II.

Staatskanzlei

Erteilung eines geänderten Exequaturs;

h i e r :  Herr Mustafa Farrukh Sayyed,
Honorarkonsul der Volksrepublik Bangladesch

Bekanntmachung der Staatskanzlei

vom 14. April 2009 (01 221 - 16/08)

Die Bundesregierung hat der Erweiterung des Konsularbezirks
der honorarkonsulari schen Vertretung der Volksrepublik Bang -
ladesch in Dortmund um das Land Rheinland-Pfalz zugestimmt
und Honorarkonsul Mustafa Farrukh Sayyed am 7. April 2009
das geänderte Exequatur erteilt

Der Konsular bezirk umfasst nunmehr auch das Land Rheinland-
Pfalz.

MinBl. 2009, S. 119

Ministerium des Innern und für Sport

Anwendungshinweise zum Landesgesetz
über die Freiheit des Zugangs zu Informationen

(Landesinformationsfreiheitsgesetz - LIFG -)
vom 26. November 2008 (GVBl. S. 296, BS 2010-10)

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern und für Sport

vom 2. April 2009 (12 009:314*1)

Am 1. Februar 2009 ist das rheinland-pfälzische Landes infor -
mations freiheitsgesetz in Kraft getreten. Zur Durchführung des
Ge setzes werden die fol genden Anwendungshinweise gege ben:

Zu § 1 LIFG (Gesetzeszweck)

Das Gesetz regelt die Voraussetzungen für den Zugang zu bei
öffentlichen Stellen vorhan de nen amtlichen Informationen.

Zu § 2 LIFG (Anwendungsbereich)

Informationspflichtige Behörden sind entsprechend dem Be hör -
den begriff des Lan des ver wal tungsverfahrensgesetzes insbeson-
dere die Staatskanzlei und die Minis terien, die ihnen nach geord -
neten Landesbehörden, die Verwaltungen der Gemein den und
Ge meindever bän de so wie weitere Behörden im Sinne von § 2
des Landes verwaltungs verfahrensgesetzes (LVwVfG).

Unter den Be griff der sonstigen der Auf sicht des Lan des unter-
stehenden juristischen Per so nen des öffentlichen Rechts fal len
Körper schaf ten, Anstalten und Stif tun gen des öffentli chen Rechts.

Für das Bestehen der Informationspflicht ist es unerheblich, ob
sich die Be hör  de zur Erfül lung ihrer Aufgaben öffentlich-recht -
licher oder privatrechtlicher Hand lungsformen bedient. Voraus -
setzung ist aber, dass die Behörde Verwaltungstätigkeit ausübt.
Dies ist dann der Fall, wenn die Tätigkeit sich als Wahrnehmung
einer im öffentlichen Recht wurzelnden Ver waltungsauf gabe – im
Gegensatz zur Rechtspre chung und Rechtsetzung – darstellt.
Regie rungsakte und Hand lungen politischer Art, die nach ihrem
Rechtscharakter dem Verfas sungs recht zuzuord nen sind, sind
keine Ver wal tungstätigkeit. Damit sind grundsätzlich auch oberste
Landesbe hörden ausgenom men, soweit sie Regierungs handeln
ausüben, beispiels weise bei politischen Ent scheidungen der Re -
gierungsmitglieder, des Minis terrats oder der Minister prä siden ten-
oder Fachministerkonferenzen. Die Vorbe reitung von Gesetzen
und der Erlass von Rechts verordnungen durch die obersten Lan -
desbehörden ist dagegen wesentli cher Teil der Verwal tungs tätig -
keit; hier wird ein Informationszugang jedoch regel mä ßig nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 oder § 10 LIFG auszuschlie ßen sein. For schungs -

ein rich tungen, Hoch schu len und Prü fungseinrich tun gen sind von
der Anwendung des Landesinfor ma tions freiheitsgesetzes aus -
ge nom men, soweit sie z. B. im Bereich von Forschung und Lehre
tätig werden. Abgesehen von überprüf baren Leistungs beur tei lun -
gen wie z. B. Zeugnissen ist auch der Unterricht in Schulen keine
Verwaltungstätigkeit. Soweit Kranken häuser öffentlich-recht lich
organisiert sind, findet im Hin blick auf die Kranken behandlung
das Landesinformationsfreiheitsgesetz keine An wen dung, da es
sich auch hierbei nicht um Verwaltungs tätigkeit handelt.

Als Behörden, die überwiegend keine Verwaltungstätigkeit aus-
üben sind in Absatz 4 der Landtag, der Rechnungshof sowie die
Gerichte, Strafverfolgungs- und Strafvoll streckungs behörden ge -
nannt; so ist beispielsweise der Landtag ausgenommen, soweit
er par la menta rische Angelegenheiten wahrnimmt, insbesondere
Gesetzgebung, Kon trolle der Landesre gie rung, Wahlprü fung,
Wah rung der Rechte des Landtags und seiner Mitglieder – z. B.
in Immu nitäts angelegen heiten – und bei Petitionen.

Generell ausgenommen sind nach Absatz 5 die Sparkassen, die
Selbstverwaltungs organi sa ti onen der Wirtschaft und der freien
Berufe (z. B. Industrie- und Handelskam mern, Hand werks kam -
mern, Landwirtschaftskammern, Kammern der Heilberufe) sowie
die öffentlich-rechtli chen Rundfunkan stal ten (Süd westrundfunk,
Zweites Deutsches Fernsehen).

Um den Anspruch auf Informationszugang umfassend auszu -
gestalten, gewährt Ab satz 3 den Zugang nicht nur im Fall der Be -
leihung, sondern auch dann, wenn sich die öffentliche Hand zur
Erfüllung ihrer Aufgaben privater Personen oder Unternehmen
bedient, ohne diese zu beleihen. Dies ist z. B. der Fall, wenn sie
Verwaltungshelfer sind oder aufgrund vertraglicher Beziehungen
öf fentliche Aufgaben wahrnehmen.

Ob eine juristische Person des öffentlichen Rechts die absolute
Mehrheit von Antei len einer Gesellschaft hält, die öffentlich-recht -
liche Aufgaben wahrnimmt, ist dabei unerheblich. Aller dings sind
die besonderen gesell schaftsrechtlichen Geheim haltungspflich -
ten auch von Be dienste ten öf fentlicher Stellen zu beachten und
können vom Landes gesetzgeber nicht ge lo ckert wer den. Die in -
forma tionspflichtige Behörde wird deshalb nur solche amt li chen
Infor ma tionen zugänglich machen kön nen, für die dies nach dem
Gesell schafts recht zu lässig ist. Die Be hörde kann jedoch in dem
zugrunde lie genden (Gesell schafts-)Ver trag auf eine Bindung an
das Landes informationsfreiheits gesetz hin wirken.

Anspruchsgegnerin ist grundsätzlich die Behörde, die sich zur
Erfüllung ihrer öffent lich-recht lichen Aufgaben der natürlichen
oder juristischen Person des Privatrechts be dient, im Fall der
Beleihung die oder der Beliehene selbst (vgl. § 5 Abs.1 Satz 3
LIFG). Das Landes in for ma ti ons freiheitsgesetz gewährt keinen
An spruch gegen Private.

Zu § 3 LIFG (Begriffsbestimmungen)

Amtliche Informa ti onen sind alle auf einem Informationsträger
gespeicherten Anga ben. Hier zu gehö ren insbesondere Auf zeich -
nungen (z. B. Schriften, Tabellen, Dia gramme, Bilder, Plä ne,
Karten, Video- und Ton auf nahmen), die elektronisch (z. B. Mag -
net bänder und -plat ten, Disket ten, CD-ROMs, DVDs), optisch
(z. B. Filme, Fotos auf Papier), akus tisch oder ander weitig ge -
spei chert sind.

Von dem Begriff der amtlichen Information nicht erfasst werden
private Angaben oder sol che, die nicht mit amt li cher Tätig keit
zusam menhängen. Entwürfe und Notizen, et wa hand schriftli che
Aufzeichnungen oder Gliederungen, die nicht Bestandteil eines
Vorgangs werden sollen, sind – auch nach Ab schluss des Ver -
fahrens – ebenfalls aus genom men. Dies macht aber eine Ände-
rung in der Aktenführung nicht erforderlich. Erst im Fal le eines
Informations begehrens hat die Behörde durch Trennung, Weiter -
gabe ge schwärzter Kopien oder auf andere Weise geschützte
Informationen auszu son dern.

Dritte oder Dritter nach Nummer 2 ist jede oder jeder, deren oder
dessen in den §§ 11 und 12 LIFG genannten Rech te durch den
Informationszugang berührt sein können. Ne ben den Daten -
schutz rechten werden damit das geistige Eigentum sowie Be -
triebs- und Geschäfts ge heim nisse erfasst. Zu beachten ist, dass
die Terminologie des Lan desinformations frei heits gesetzes von



der des Landesdatenschutzgesetzes (LDSG) ab weicht. Nach § 3
Abs. 1 LDSG werden die Personen, auf die sich Daten beziehen,
als „Betroffene“ bezeichnet, während „Dritte“ dort gerade nicht
die Betroffenen, son dern Außenstehende sind.

Zu § 4 LIFG (Informationsrecht)

Der Informationszugangsanspruch besteht für jede natürliche
und juristi sche Person des Privatrechts. Der Anspruch ist von
Wohn- oder Aufenthaltsort und Staatsangehö rigkeit der An trag -
stellerinnen und Antragsteller unabhängig, also auch nicht auf
Ein wohnerinnen und Einwohner des Landes Rheinland-Pfalz be -
schränkt. Soweit Bürger ini ti a ti ven und Verbände nicht als juris -
tische Personen des Privatrechts organisiert sind, sind sie zwar
nicht zugangs berechtigt; ihre Ver bands mit glieder haben jedoch
ein eigenes Zugangs recht.

Für den Informationszugang ist der Nach weis eines recht lichen,
berechtigten oder sonstigen Interesses nicht er forderlich. Damit
geht der Anspruch auf Informationszu gang über das Aus kunfts-
und Akteneinsichtsrecht nach dem Verwaltungsver fahrens recht
hinaus. Ausnahmen vom Informationszugang enthalten die §§ 9
bis 12 LIFG, deren Vorliegen allerdings die Be hörde darlegen
muss. Gegenüber den hergebrach ten Prin zipien des Akten -
geheim nisses und der Vertraulichkeit der Verwaltung findet also
eine Umkehr der Begründungslast statt. In dem Umfang, in dem
nach dem Lan des informationsfreiheitsgesetz ein An spruch auf
Informations zugang besteht, entfällt die Pflicht zur Amts ver -
schwie genheit.

Der Informationsanspruch zielt auf die bei der Behörde bereits
vorliegenden Informa ti onen, so dass keine Verpflichtung der Be -
hörde zur Beschaffung der gewünschten Infor mation be steht. Es
empfiehlt sich allerdings, der Antragstel lerin oder dem Antrag -
steller einen Hinweis auf diejenige Stelle zu geben, bei der die be -
gehrte Information vorliegt, soweit dies der Be hörde bekannt ist.

Soweit besondere Rechtsvorschriften den Zugang zu amtlichen
Informationen ab schließend regeln, gehen diese dem An spruch
nach dem Landesinformationsfrei heitsgesetz vor. Bei spiele für
fachrechtliche Regelungen sind das Landesumwelt infor ma tions -
gesetz (LUIG), das Verbraucher informati ons ge setz, § 111 des
Ge set zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, §  13 des Lan -
des gesetzes über das amtliche Vermessungs wesen und § 14 der
Gutachter ausschussverordnung.

Inwieweit eine fach ge setzliche Regelung abschließend ist, muss
jeweils im Einzelfall entschie den wer den. Verfah rensrechte nach
§ 1 LVwVfG in Verbindung mit § 29 des Verwal tungs ver fah rens -
ge setzes (VwVfG) oder § 25 des Zehnten Buches Sozialgesetz -
buch ver drän gen nach der Rechtsprechung ein all ge meines Zu -
gangs recht nicht ge nerell. Vielmehr ist das Konkur renz ver hältnis
an hand des konkreten Sachver halts je weils im Einzelfall durch
eine syste ma tische, an Sinn und Zweck des Gesetzes orien tierte
Auslegung der jeweiligen In for mations zu gangs rechte zu klären.

Soweit Fachgesetze allgemeine Verschwiegen heitspflichten (wie
z. B. das Steuer ge heimnis oder das Sozialgeheimnis) regeln, ist
ein Zugang zu ent sprechenden amtli chen Informatio nen bei spiels -
weise über § 9 Abs. 1 Nr. 4 LIFG abzu leh nen.

Für den Zugang juristi scher Personen des öffentlichen Rechts zu
amtlichen Informa tionen sind nicht die Bestimmungen dieses Ge -
set zes, sondern Amts hilfevorschrif ten, Aus kunfts ver schaf fungs -
rechte oder Übermitt lungsbefugnisse und -pflichten ein schlä gig.
So regeln z. B. für Auskunftsersuchen, die sich auf Ver fahren der
Strafverfolgungs- und Strafvollstreckungs behörden be ziehen, die
§§ 474 ff. der Strafprozessordnung als Spezial vorschrift, ob und
ggf. in welchem Umfang Informationen erteilt werden können.

Zu § 5 LIFG (Antrag und Verfahren)

Der Antrag ist an keine Formerfordernisse gebunden und kann
schriftlich, mündlich – auch telefonisch –, zur Niederschrift oder
in elektronischer Form gestellt werden. Ob wohl die Schrift form
nicht allgemein not wendig ist, muss die Behörde zumindest die
Identität der An tragstel le rin oder des Antragstellers feststellen
und deren oder dessen konkretes Anliegen erkennen können.
Be trifft der Antrag Daten Dritter, muss er begrün det werden, da -
mit die oder der Dritte über die Einwilligung entscheiden kann.

Der Antrag ist bei der zuständigen Behörde zu stellen, also der-
jenigen Behörde, die über die begehrte Information verfügt. Dies
gilt auch, wenn sich die Behörde zur Er füllung ihrer Aufga ben pri-
vatrechtlicher Organisationsformen be dient. Im Fall der Be lei hung
ist der Antrag an die Beliehene oder den Beliehenen zu richten.

Die antragstel len de Person kann grundsätzlich die Art des In -
formations zugangs wählen. Hiervon kann die Be hör de nur aus
wichtigem Grund abweichen, z. B. im Fall eines deut lich höhe ren
Verwaltungsaufwands. Ge dacht ist beispielhaft an Massen ver fah -
ren, die nicht die Voraus setzungen nach § 5 Abs. 1 Satz 5 LIFG
erfüllen, aber auch an ma te riellrecht liche Gesichts punkte wie den
Schutz per sonenbezogener Daten.

Wenn keine bestimmte Art des Informationszugangs gewünscht
wurde, entscheidet die Be hörde darüber nach pflichtgemäßem
Ermessen, z. B. durch Auskunftserteilung, Gewährung von Ak -
ten einsicht oder in sonstiger Weise. Liegt die begehrte amtliche
Information beispiels weise nur in elektronischer Form vor, kann
es ausrei chen, eine Kopie zugänglich zu ma chen. Ein fache Aus -
künf te kann die Behörde auch unmittelbar telefonisch oder per
E-Mail ertei len. Soweit die amt li che Infor ma tion all gemein zu -
gäng lich ist, kann sich die Behörde zur Verein fachung und Be -
schleu ni gung des Verfahrens darauf be schränken, die Quel le
oder Fund stel le zu benennen. Je mehr Informationen eine Be -
hörde beispiels weise in das Internet stellt, desto schneller kann
somit auch die Bearbeitung von An trägen erfolgen.

Die inhaltliche Richtigkeit der Information muss die Behörde nicht
überprüfen. Es kann aber sinnvoll sein, die Antragstellerin oder
den Antrag stel ler bei der Gewährung des Informati ons zugangs
nochmals darauf hin zuweisen, dass eine inhaltliche Über prüfung
der Information nicht erfolgt ist.

Besteht ein Anspruch auf Informationszugang nur zum Teil oder
betrifft er teilweise per sonen bezogene Daten Dritter, ist der In for -
mationszugang auch dann möglich, wenn die begehrte In for ma -
tion ohne übermäßigen Verwaltungsaufwand abgetrennt, durch
eine ge schwärzte Kopie oder auf andere Weise zugänglich ge -
macht werden kann, ohne die geheim haltungs bedürf tige Infor ma -
tion zu offenbaren. In den Fällen, in denen personenbezogene Da -
ten Dritter betroffen sind, muss sich die antragstellende Per son
darüber hinaus mit der Unkenntlichma chung der dies bezüg lichen
Information einverstanden erklären (vgl. § 5 Abs. 3 Satz 2 LIFG).

Die beantragte Information soll unverzüglich, d. h. ohne schuld-
haftes Zögern (§ 121 Abs. 1 Satz 1 BGB), spätestens aber inner-
halb eines Monats nach Antrag stel lung zur Verfü gung gestellt
werden. Eine Verlängerung der Frist ist insbesondere mög lich,
wenn Umfang oder Kom plexität der gewünschten Information
oder die Beteili gung Dritter nach § 6 LIFG dies erfor der lich ma -
chen. Die Behörde hat die Antragstellerin oder den An trag steller
über die Frist verlän ge rung und die Gründe hierfür zu infor mie ren.

Zu § 6 LIFG (Verfahren bei Beteiligung Dritter)

§ 6 LIFG ist eine Verfahrensvorschrift und gilt für Personen, deren
personenbezogene Da ten, deren geistiges Eigentum oder deren
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse betroffen sind. Wer Dritte
oder Dritter ist, richtet sich nach § 3 Nr. 2 LIFG. Die Beteiligung
erfolgt von Amts wegen. Erklärt sich die Antragstellerin oder der
An tragsteller damit einverstanden, die Daten betrof fe ner Dritter
sowie weitere Informa tionen, die Rück schlüsse auf diese Daten
zulassen, un kenntlich zu ma chen, entfällt das Erfordernis der Be -
teiligung (vgl. § 5 Abs. 3 Satz 2 LIFG und Anwendungshinweis zu
§ 5 LIFG).

Wenn eine Dritte oder ein Dritter beteiligt ist, die oder der neben
der An tragstellerin oder dem Antragsteller zu bescheiden ist,
erlässt die Behörde einen schriftlichen Bescheid. Damit soll eine
einheitliche Begründung sichergestellt werden, um die gericht -
liche Nachprüfung zu erleichtern.

Zur Gewährleistung eines effektiven Rechtsschutzes sind Dritte
in ent spre  chender Anwen dung des § 7 Abs. 2 Satz 2 LIFG auf
die bestehenden Rechtsschutz mög  lich keiten hinzu wei sen. Aus
dem selben Grund muss die Bestandskraft der Ent scheidung
ihnen gegenüber oder bei Anordnung der sofortigen Vollziehung
der Ablauf von zwei Wochen seit Bekanntgabe der Anordnung an
die oder den Dritten abgewartet werden, bevor die bean tragte
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Information der Antragstellerin oder dem Antrag stel ler zugäng-
lich gemacht werden darf.

Zu § 7 LIFG (Ablehnung des Antrags)

Bei der Ablehnung eines Antrags oder der Beschränkung des
beantragten Zugangs zu einer Information ist grundsätzlich die
Schriftform erforderlich, um der Antragstel lerin oder dem An -
tragsteller die Begründung eines Rechtsbehelfs zu erleichtern.
Im Fall eines mündlichen Antrags kann die Ablehnung der Ge -
währung des Informations zugangs beispielsweise auch münd-
lich oder in elektronischer Form erfolgen, es sei denn, die An -
trag stellerin oder der An tragsteller hat ausdrücklich einen schrift-
lichen Bescheid verlangt. Hinsichtlich der Begrün dungs pflichten
gilt § 1 Abs. 1 LVwVfG in Verbindung mit § 39 VwVfG.

Wenn der Antrag auf Informationszugang ganz oder teilweise
abgelehnt wird, aber die amt liche Informa tion zu einem späteren
Zeitpunkt ganz oder teilweise zugänglich gemacht wer den könn-
te, ist ein entsprechender Hinweis der Behörde erforderlich (vgl.
§ 7 Absatz 2 Satz 1 LIFG). Es bleibt der antragstellenden Person
unbenommen, später einen neuen An trag zu stellen.

Ist für die Gewährung eines Informationszugangs die Einwilli -
gung einer oder eines Dritten erfor derlich (z. B. nach § 11 Satz 2
oder § 12 Satz 1 Nr. 1 LIFG), gilt die Einwilligung als ver weigert,
wenn sie nicht inner halb eines Monats nach An frage der Behör de
vorliegt. Diese Frist sichert so wohl die ef fektive An trags bearbei -
tung durch die Behörde, die nach Ablauf der Mo natsfrist die oder
den Dritten nicht nochmals zur Stellung nah me auf fordern muss,
als auch die Rechts schutz inter essen der betroffenen Person, der
entspre chend den übli chen Rechts be helfsfris ten eine Bedenk -
zeit von einem Monat eingeräumt wird. Ohne die erforder liche
Einwilli gung der oder des Dritten dürfen die In for mationen nicht
zugänglich gemacht werden.

Zu § 8 LIFG (Rechtsweg)

Der Hinweis auf den Verwaltungsrechtsweg dient der Klar stel lung.

Zu § 9 LIFG (Schutz öffentlicher Belange)

Zu Absatz 1 allgemein

Absatz 1 regelt Ausnahmefälle, in denen das individuelle Recht auf
Informati ons zugang aus geschlossen ist, um den notwendigen
Schutz öffentlicher Belange ein schließlich der Rechts durch set -
zung zu gewährleisten. Die Bestimmungen eröffnen kein Er mes -
sen, so dass bei Vorliegen der tatbestandlichen Voraus set zun -
gen der Antrag abzulehnen ist. Die Behörde muss im Ein zel fall
darlegen, dass durch die Auskunft die konkrete Mög lichkeit einer
Beein trächtigung des Schutzgrundes be steht. Der Informa tions -
zugang darf nur in dem Umfang versagt werden, in dem die In -
for ma tion schutzwürdig ist; es ist daher stets die Mög lichkeit eines
zumindest teilweisen Informa tionszu gangs zu prüfen (vgl. § 7
Abs. 1 LIFG). Die Aus nahmetatbestände sind eng auszu legen;
dies ent spricht den üblichen Auslegungsregeln und dem Zweck
des Gesetzes (freier Infor mations zugang als Regelfall).

Zu Absatz 1 Nr. 1

Nummer 1 betrifft den Schutz bestimmter hochrangiger öffent -
licher Interessen, näm lich ver schiedener Aspekte des Staats wohls.
Für alle durch Nummer 1 geschützten öffentlichen Be lange gilt,
dass Informationen nicht zugänglich gemacht werden dür fen,
wenn ihr Bekannt werden nachteilige Auswirkungen ha ben kann.
Auch die Be zie hungen des Lan des Rhein land-Pfalz zum Bund
und zu anderen Ländern werden geschützt.

Zu Absatz 1 Nr. 2

Nach Nummer 2 ist ein Antrag auf Informationszugang abzuleh-
nen, wenn sich die Bekannt ga be der Infor mation auf den Erfolg
eines strafrechtlichen Ermittlungs- oder Strafvollstre ckungs ver -
fah rens nachteilig auswirken würde. Diese Rege lung richtet sich
in erster Linie nicht an die Behörden, die das jeweilige Verfahren
durchführen – diese sind vom Anwen dungsbereich des Landes -
informationsfreiheitsgesetzes weitge hend ausgenommen (vgl. § 2
Abs. 4 LIFG) – sondern an die Behörden, die als Verfahrens betei -
ligte o. Ä. über entsprechen de Informa tionen verfü gen.

Nummer 2 betrifft au ßer dem den Ab lauf von Gerichts-, Ord -
nungs widrigkeiten- oder Diszipli nar verfahren. Eine Beeinträch -
tigung des Verfahrens ablaufs lä ge beispiels wei se dann vor, wenn
einer betroffenen Person die Rechtsver folgung in einem Ge richts-
verfahren erschwert würde.

Die Bestimmung dient ausschließlich dem Schutz der laufenden
Verfahren an sich, d. h. ihrer störungsfreien Durchführung, nicht
aber dem Schutz der Position der prozess be teiligten Behörde.
Der Ablehnungsgrund gilt zeitlich begrenzt bis zum Abschluss
des Verfahrens.

Zu Absatz 1 Nr. 3

Der Begriff der öffentlichen Sicherheit in Nummer 3 umfasst die
Unversehrtheit der Rechts ord nung und der staatlichen Ein rich -
tungen sowie den Schutz zentraler Rechtsgüter wie Le ben, Ge -
sundheit, Freiheit, Ehre, Eigentum und Vermögen der oder des
Einzelnen, wobei in der Regel eine Gefährdung der öffentlichen
Sicherheit angenommen wird, wenn eine straf bare Verletzung
dieser Schutzgüter droht.

Vom Schutz der Regelung erfasst werden bei spielsweise polizei-
liche Einsätze und deren Vorbereitung, aber auch In for matio nen
aus Da tenbanken der Polizeibehörden oder Zeugen schutz pro -
gram men.

Sonstige für die Gefah ren abwehr zuständige Stellen sind z. B.
die Sonderpolizeibe hörden, die u. a. für die Gewähr leistung der
Luftsicherheit oder der Hafensicherheit zuständig sind.

Zu Absatz 1 Nr. 4

Der Schutz von Geheimnissen richtet sich nach den entspre-
chenden materiell-recht li chen Re gelungen in den jeweiligen Spe -
zialgesetzen, deren konkrete Reichweite im jeweiligen Ein zel fall
zu prüfen ist. Art und Umfang des Geheimnisschutzes unter -
schei den sich je nach Rechts ge biet. Beson ders wichtige Ge heim -
nistatbestände begrün den das Steuer-, Sozial-, Sta tistik- und
Adop tionsgeheimnis sowie die ärztliche und anwaltliche Schwei -
gepflicht. Die auf grund des § 31 des Landessicher heits über prü -
fungs gesetzes vom 8. März 2000 (GVBl. S. 70), zuletzt ge ändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 21. Juli 2003 (GVBl. S. 155),
BS 12-3, nach der Anweisung zum materiellen und organisatori-
schen Schutz von Ver schlusssa chen (VS-Anwei sung/VSA) Rhein -
land-Pfalz vom 12. No vem ber 2001 (MinBl. 2002 S. 84) erfolgte
Einstufung einer Infor mation stellt eben falls einen Ab lehnungs -
grund dar.

Zu Absatz 1 Nr. 5

Nach Nummer 5 geschützt sind beispielsweise Informationen,
die die Finanzverwal tungen beim Bundesamt für Finanzen ab -
rufen, da die Finanzbehörden im Interesse einer gleich mä ßigen
Festsetzung und Erhebung von Steuern zu kontrollieren haben,
dass die Besteuerung der Steuerpflichtigen voll stän dig und rich-
tig erfolgt. Eine Wei tergabe dieser Daten an die Steu erpflichtigen
würde den Kontrollzweck gefährden und könnte das Steuer -
aufkommen ver min dern. Ebenfalls geschützt sind amtliche In for -
ma tionen bei den mit der Anwen dung wett be werbsrechtlicher
Vor schrif ten (z. B. Gesetz gegen Wettbewerbsbe schrän kungen,
Energie wirt schaftsgesetz) befassten Behörden, weil ein Be kannt -
wer den dieser Informationen den Wett bewerb zwischen Unter -
nehmen behindern oder verfälschen könnte und Wett bewer ber
ihren Anspruch auf Informationszugang dazu nutzen könnten, in
Konkurrenz stehende Unter neh men auszuspä hen, um sich einen
nicht gerechtfertigten Wettbewerbsvorsprung zu verschaf fen.

Zu Absatz 1 Nr. 6

Nummer 6 dient dem Schutz wirtschaftlicher Inter essen. Der An -
wen dungsbereich er streckt sich nicht nur auf das Land, die Ge -
meinden und Gemein dever bände, sondern unter ande rem auch
auf Sozialversicherun gsträger sowie die mit öffentlich-rechtli chen
Aufgaben be trau ten Unternehmen.

Zu Absatz 1 Nr. 7

Behörden sind in hohem Maße auf eine – insbesondere freiwilli-
ge – Informations zu sam men arbeit mit Bürgerinnen und Bürgern



angewiesen. Da deren Bereitschaft zu einer solchen Kooperation
von dem Vertrauen in die Verschwiegenheit der Verwal tung ab -
hängt, werden vertraulich erhobene oder übermittelte Infor ma tio -
nen ge schützt. Das Interesse an einer vertraulichen Behand lung
einer ver traulich erhobe nen oder übermittelten Information kann
nachträglich entfallen; dann besteht der Ausnahmegrund der
Num mer 7 nicht mehr.

Zu Absatz 2

Absatz 2 schließt die Verfassungsschutzbehörde im Hinblick auf
deren sicherheitsempfind lichen Auftrag vom Informationszugang
aus.

Zu § 10 LIFG (Schutz des behördlichen Entscheidungs pro -
zesses)

§ 10 LIFG schützt laufende Verwal tungsverfahren, und zwar bis
zu dem Zeitpunkt, in dem eine behördliche Ent schei dung oder
Maß nahme getroffen wird. Danach entfällt die ser Aus nah me -
grund. Ein Schutzgrund kann sich dann jedoch aus anderen Be -
stimmungen des Gesetzes, z. B. nach §§ 9, 11 oder 12, ergeben.

Er fasst sind Entwürfe, die nach den Grundsätzen ordnungs -
gemä ßer Aktenführung Be stand teil eines Vorgangs werden sol-
len und damit eine amtliche Information geworden sind (vgl. § 3
Nr. 1 LIFG). Arbeiten und Beschlüsse zur Vorbereitung einer Ent -
scheidung sind von Satz 1 er fasst, wenn sie unmittelbar mit dem
Entscheidungs pro zess zusammen hän gen. Ent scheidend ist, dass
die geschützten behördlichen Maß nahmen konkret be vorstehen.
Zu den geschützten Ent scheidungsprozessen zählen etwa die
Ver fahren zur Einstellung von Perso nal und die Vor bereitung von
Ge setzen und sonstigen Rechtsvorschriften in den Landes minis -
terien.

Vereitelt würde der Erfolg einer Maßnahme, wenn sie nicht,
anders oder wesentlich später zustande käme.

Gutachten und Stellungnahmen Dritter un terfallen regelmäßig
nicht dem Schutz des § 10 LIFG und sind daher zugänglich zu
machen, es sei denn, sie bereiten ausnahms wei se doch eine Ent -
scheidung unmit telbar vor. Dies ist von der Behörde darzulegen.

Zu § 11 LIFG (Schutz des geistigen Eigentums und von
Betriebs- und Geschäftsge heimnissen)

Die Regelung trägt den Grundrechten der Eigentumsfreiheit
(Arti kel 14 GG) und der Berufs freiheit (Artikel 12 GG) Rechnung
und schützt geistiges Eigentum sowie Ge schäfts- und Be triebs -
geheim nisse.

Zum geistigen Ei gentum gehören insbesondere Urheber-, Mar -
ken-, Pa tent-, Ge brauchs- und Ge schmacks mus terrechte. Ob
sich auch eine Behörde auf geistiges Eigentum berufen kann,
hängt von den einfachgesetzlichen Regelungen ab. Nach § 5 des
Ur heber rechtsge setzes (UrhG) vom 9. September 1965 (BGBl. I
S. 1273), zuletzt geän dert durch Artikel 83 des Ge setzes vom
17. De zember 2008 (BGBl. I S. 2586), ge nießen amtli che Wer ke
grund sätzlich keinen Urheber schutz. Abwei chend vom Grund satz
des § 5 UrhG können Behörden aber Ur heberrechte an Daten
be sitzen, z. B. an topo gra phischen Karten, Stadtkarten, Boden -
richt wert karten. Diese sind nach herrschender Meinung als per-
sönliche geistige Schöpfung im Sin ne von § 2 UrhG anzusehen.
Außerdem sind die Rechte der Datenbankhersteller zu beachten
(§§ 87 a ff. UrhG). Eine Behörde kann auch z. B. Inha berin einer
Marke sein (§ 7 Nr. 2 des Markenge set zes vom 25. Oktober 1994
– BGBl. I S. 3082; 1995 S. 156 –, zuletzt geändert durch Artikel 83 c
des Geset zes vom 17. De zem ber 2008 – BGBl. I S. 2586 –).

Die Tä tigkeit von Hoch schu len und For schungs ein rich tun gen in
Kunst, Wissenschaft, For schung und Lehre nach Ar tikel 5 Abs. 3
GG kann ebenfalls von Satz 1 erfasst sein, soweit sie sich über-
haupt als Verwal tungs tätigkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 LIFG dar-
stellt (vgl. Anwen dungshinweis zu § 2 LIFG). Zu prüfen ist stets,
inwieweit der Schutz geistigen Ei gen tums dem Informations zu -
gang ent ge gen steht. So wird etwa das Urheberrecht als wirt -
schaft liches Nut zungs recht in der Regel nicht durch eine Aus -
kunfts erteilung oder Akteneinsicht, wohl aber z. B. durch Verviel -
fälti gung urhe berrechtlich geschütz ter Unterlagen verletzt (vgl.
§§ 15, 16 UrhG).

Ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis liegt vor, wenn Tat sachen,
die im Zusam menhang mit einem wirtschaftlichen Geschäfts -
betrieb stehen, nur einem begrenzten Personenkreis be kannt sind
und nach dem erkennbaren Willen des Inhabers sowie dessen
berechtigten wirtschaftli chen Interesse geheim gehalten werden
sollen (vgl. BGH, NJW 1995, S. 2301). Es obliegt der Behörde, zu
prüfen, ob ein berechtigtes und schutzwürdiges Interesse des
Geschäftsinhabers an der Geheimhaltung anzu er kennen ist. Ob
ein Betriebs- oder Ge schäfts geheimnis vorliegt, ist anhand der
Beson derheiten des jeweils betroffenen Sach- oder Rechts -
gebiets zu bestim men. Solche Regelungen finden sich insbeson-
dere in § 17 des Gesetzes gegen den unlau te ren Wettbewerb
und § 203 des Strafgesetzbuchs.

Ist die oder der betroffene Dritte mit der Offenbarung der ihn be -
treffenden Information einver standen, ist der Zugang zu gewähren.

Zu § 12 LIFG (Schutz personenbezogener Daten)

§ 12 LIFG dient dem Schutz des Grundrechts auf informatio nelle
Selbstbestimmung, das nach Artikel 2 in Verbindung mit Arti kel 1
Abs. 1 GG und Artikel 4 a LV verfassungs rechtlich ga ran tiert wird.
Eine Offenbarung personenbezogener Daten Dritter ist des halb
nur in den aus drück lich geregelten Ausnahmefällen zulässig.

Soweit die oder der betroffene Dritte in die Offenbarung einwil-
ligt und damit auf den Schutz ihrer oder seiner personenbezoge-
nen Daten verzichtet, ist der Informations zugang zu ge wäh ren.
Die Offenbarung personenbezogener Daten Dritter steht dem
Informationszugang auch dann nicht entgegen, wenn sie durch
eine Rechtsvorschrift ausdrücklich erlaubt ist. Als eine solche
Rechtsvorschrift kommt insbesondere § 16 LDSG in Betracht,
der die Voraus set zun gen für die Datenübermittlung an nicht öf -
fent liche Stellen detailliert regelt. Soweit da nach eine öffentliche
Stelle personenbe zo gene Daten an einen Pri vaten übermitteln
dürfte, stün den die se personenbe zoge nen Daten auch einem
Zu gang nach dem Landesinforma ti ons frei heits ge setz offen. Da -
mit wird sichergestellt, dass die personenbezogenen Daten be -
troffener Dritter bei den Regelungen zum In formationszugang in
gleichem Umfang geschützt werden wie im Datenschutz recht.

§ 12 LIFG gilt auch, wenn die personenbezogenen Daten nicht
durch die zuständige Behör de, gegen die sich der Anspruch auf
Informationszugang richtet, erhoben wurden, sondern auf an dere
Weise in deren Besitz gelangt sind, etwa durch die Kommu ni -
kation mit einer anderen Behörde oder die Beiziehung von Ak ten.
Dies ist in besonderem Maße zu beachten, wenn es sich um Da -
ten von Behörden oder Einrichtungen handelt, die nach § 2 dem
Anwen dungsbe reich des Landesinformations freiheits geset zes
nicht unterliegen (z. B. Sparkassen, Rund funkanstalten oder auch
bei Petitionen, die beim Bürgerbeauftragten eingereicht wer den).

Satz 2 ergänzt die Regelung des § 10 Satz 2 LIFG, nach der auch
Gutachten und Stel lung nahmen Dritter grundsätzlich dem In -
formationszugang unterliegen. Eine Offen barung der ge nannten
personenbezogenen Daten Dritter, die als Gutachter, Sach ver -
stän di ge oder in ver gleichbarer Eigenschaft in einem Verfahren
Stellung genom men haben, schließt daher den Informations -
zugang nicht aus, soweit nicht im Ein zelfall besondere Gründe
entge gen stehen. Das Gleiche gilt auch für personenbe zo gene
Daten Beschäftigter der Behörde, soweit sie ihre amtliche Funk -
tion betreffen; einer Offenbarung können hier insbesondere Für -
sorgegründe entge gen stehen. Den Schutzinteressen Betroffener
kann aller dings auch durch Unkenntlich machung ihrer per so nen -
bezogenen Daten Rechnung getragen werden (vgl. § 5 Abs. 3
Satz 2 LIFG).

Zu § 13 LIFG (Gebühren und Auslagen)

§ 13 LIFG trifft eine generelle Kostenerhebungspflicht. In An leh -
nung an § 11 Abs. 1 LUIG ist die Erteilung mündli cher und ein -
facher schriftlicher Auskünfte sowie die Einsicht nahme in amt -
liche Infor mationen vor Ort gebührenfrei. Eine Gebührenpflicht
entfällt auch, soweit ein Antrag auf Informati onszugang abge-
lehnt wird. Bezüglich der Höhe der Kosten wird auf das Allge mei -
ne Ge büh renverzeichnis verwie sen. Danach ist für die Ertei lung
einer um fang rei chen Auskunft bei einem Zeitauf wand von mehr
als 45 Mi nu ten zurzeit ein Gebührenrahmen von 25,00 EUR bis
500,00 EUR vorgese hen.
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§ 13 LIFG enthält darüber hinaus den Grundsatz, dass die Ge -
bühren so zu bemessen sind, dass das Recht auf Informations -
zugang wirksam in Anspruch genommen wer den kann. Die Be -
hör de muss deshalb im Einzelfall entscheiden, ob die Geltend -
ma chung des gesamten Ver waltungsaufwandes voraussichtlich
dazu führen würde, die Antragstellerin oder den Antrag steller von
der Inanspruchnahme des Informationszu gangsrechts abzuhal-
ten, und gegebe nenfalls die Gebühr reduzieren.

Außerdem sind nach § 13 Abs. 2 LIFG der Behörde die entstan-
denen Auslagen zu ersetzen.

Zu § 14 LIFG (Veröffentlichungspflichten)

Die Vorschrift schreibt eine aktive Informationspolitik für die Be -
hörden fest. Den Bür gerinnen und Bürgern soll ein Überblick
ermöglicht werden, welche Informationen es bei welchen Be -
hörden gibt. Entsprechende Übersichten müssen grundsätzlich
offen gelegt werden, damit die antragstellende Person ihr Recht
effektiv ausüben kann. Dazu können z. B. eine Darstellung der
Aufgaben der Behörden, zur Veröffentlichung geeignete Muster -
aktenpläne und Statistiken gehören. Im Sinne einer aktiven In for -
mations politik ist es auch wün schens wert, wenn die Behörde die
von ihr erlassenen Verwaltungs vor schriften zu sätzlich offen legt,
wie es bei spiels weise in Form der Datenbank „Verwal tungs  vor -
schriften Rheinland-Pfalz“ auf der Ho mepage „www.justiz.rlp.de“
geschieht.

Der zu nehmende Einsatz von Informationstechnik bei den Be -
hörden ist auch bei den Ver öffentlichungspflichten zu nutzen,
etwa durch Veröffent li chungen im Internet.

Zu § 15 LIFG (Evaluierung und Bericht)

Das Landesinformationsfreiheitsgesetz gewährt erstmals einen all -
gemeinen Zugang zu amtlichen Informationen. Um das Er reichen
der mit dem Gesetz angestrebten Ziele und die organisatorischen,
personellen und finanziellen Auswirkungen des Ge set zes fest-
stellen zu können, soll das Landes informa tions frei heits gesetz
inner halb von drei Jahren evaluiert werden. Es ist vor gese hen,
die Evaluation im Wege einer retrospektiven Ge set zes folgen -
abschätzung unter anderem durch eine standardisierte Abfrage
bei den das Gesetz vollziehenden Behörden vorzubereiten.

MinBl. 2009, S. 119

Ministerium der Finanzen

Bekanntmachung des Besoldungsdurchschnitts
an rheinland-pfälzischen Hochschulen

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen

vom 28. April 2009 (P 1504 400 – 414)

Aufgrund des § 20 Abs. 3 des Landesbesoldungsgesetzes
(LBesG) in der Fassung vom 12. April 2005 (GVBl. S. 119),
BS 2032-1, zuletzt geändert durch das Landesgesetz zur In -
tegra tion der jährlichen Sonderzahlung und zur Anpassung der
Besoldung und Versorgung 2009/2010 vom 7. April 2009 (GVBl.
S. 142), wird folgendes bekannt gegeben:

Der Besoldungsdurchschnitt gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 des
Bun desbesoldungsgesetzes beträgt im Bereich der

MinBl. 2009, S. 123

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau

Geschäftsordnung
der Vergabekammern Rheinland-Pfalz

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft,
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

vom 30. April 2009 (81 V)

Die Vergabekammern Rheinland-Pfalz haben sich gemäß §  2
Abs.  6 der Landesverordnung über die Zuständigkeiten der
Nach prüfungsbehörden für öffentliche Aufträge vom 19. Ja -
nuar 1999 (GVBl. S. 18, BS 70-30) folgende Geschäftsordnung
gegeben:

1 Organisation und Geschäftsverteilung

1.1 Die Geschäftsordnung regelt die Grundzüge der Orga ni sa -
tion, des Geschäftsganges und des Verfahrens der Ver -
gabekammern des Landes Rheinland-Pfalz.

1.2 Ab dem 15. April 2009 bestehen zwei Vergabekammern
beim Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft
und Weinbau Rheinland-Pfalz. Die Kammern tragen die
Be zeichnung „1. Vergabekammer Rheinland-Pfalz“ und
„2. Vergabekammer Rheinland-Pfalz“.

1.3 Jeder Vergabekammer gehören das vorsitzende Mitglied
sowie hauptamtlich und ehrenamtlich beisitzende Mit glie -
der an. Die hauptamtlichen und ehrenamtlichen beisitzen-
den Mitglieder gehören beiden Kammern an.

1.4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

1.5 Die Vergabekammer entscheidet in der Besetzung mit
dem vorsitzenden Mit glied, einem hauptamtlich und einem
ehrenamtlich beisitzenden Mitglied.

1.6 Die Geschäftsverteilung innerhalb der Kammern bestim-
men die vorsitzenden Mit glieder gemeinsam jeweils vor
Beginn eines Geschäftsjahres.

1.6.1 Das vorsitzende Mitglied wirkt, soweit es nicht aus recht-
lichen oder tat säch lichen Gründen verhindert ist, bei allen
Entscheidungen der Ver gabekammer mit. Bei Verhin de -
rung des vorsitzenden Mitglieds wirkt an seiner Stelle das
vorsitzende Mitglied der anderen Vergabekammer oder ein
hauptamtlich beisitzendes Mitglied mit; der Grund für die
Verhinderung ist akten kundig zu machen.

1.6.2 Ist ein beisitzendes Mitglied aus rechtlichen oder tatsäch-
lichen Gründen verhin dert, an einer Entscheidung mit -
zuwirken, so zeigt es dies dem vor sitzenden Mit glied un -
verzüglich unter Angabe des Hinderungsgrundes an. Im
Falle der Ver hinderung wird das nächste noch nicht zur
Mitwir kung an einem Verfahren ein geteilte beisitzende
Mitglied zur Vertretung herangezogen; ist dieses ebenfalls
verhindert, so wird das nächstfol gende beisitzende Mit -
glied herangezogen.

1.6.3 Wird ein Mitglied der Vergabekammer wegen Besorgnis
der Befangenheit abge lehnt, so entscheidet die Vergabe -
kammer ohne das abgelehnte Mitglied über das Ab leh -
nungs gesuch. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
vorsitzenden Mitglieds, bei Ablehnung des vorsitzenden
Mitglieds die Stimme des hauptamt lich beisitzenden Mit -
glieds den Ausschlag.

1.7 Bei den Vergabekammern ist eine Geschäftsstelle ein -
gerichtet.

2 Verfahren zwischen Antragseingang und mündlicher
Ver handlung

2.1 Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des vierten
Teils des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(GWB) in der jeweils geltenden Fassung, die auf seiner
Grund lage ergangenen Rechtsvorschriften sowie die Lan -
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für das Jahr 2010 65.002 EUR 78.218 EUR



des ver ordnung über die Zuständigkeiten der Nach prü -
fungsbe hörden für öffentliche Auf träge.

2.2 Geht ein nicht offensichtlich unzulässiger oder unbegrün-
deter Antrag ein und ist die Zahlung eines Vorschusses in
Höhe der Mindestgebühr von 2.500 EUR nach gewiesen,
stellt das vorsitzende Mitglied oder das hauptamtlich bei-
sitzende Mitglied dem Auftraggeber den Antrag zu und
fordert ihn zur unverzüglichen Übergabe der Vergabeakten
auf. Der Nachweis nach Satz 1 kann durch die Übersen-
dung eines Verrechnungsschecks oder durch die Vorlage
eines Zahlungsbeleges, auch per Telefax oder durch an -
walt liche Versicherung, erfolgen.

2.3 Das vorsitzende Mitglied prüft, ob Beiladungen zu dem
Verfahren geboten sind und beschließt diese. Die Ge -
schäfts stelle stellt die Beiladungen zu.

2.4 Die Geschäftsstelle setzt den Verfahrensbeteiligten in Ab -
stimmung mit dem vor sitzenden Mitglied Fristen für die
Einreichung von Schriftsätzen.

2.5 Schriftsätze sowie Mitteilungen der Kammer werden, so -
weit keine andere Re ge lung im Gesetz gegen Wett bewerbs -
beschränkungen oder in dieser Ge schäfts ord nung ge -
troffen ist, durch einfache Post oder Telefax übersandt. Die
Ladung zur mündlichen Verhandlung kann mit der Auf -
forderung zur unverzüg lichen Empfangs bestäti gung oder
mit Postzustellungsurkunde übersandt werden.

3 Mündliche Verhandlung

3.1 Die Vergabekammer entscheidet aufgrund mündlicher,
nicht öffentlicher Ver handlung. Das vorsitzende Mitglied
kann in begründeten Fällen die Teilnahme weiterer Per -
sonen an der mündlichen Verhandlung zulassen.

3.2 Die Vergabekammer kann ohne mündliche Verhandlung
ent scheiden, wenn der Antrag unzulässig oder offensicht-
lich unbegründet ist oder die Beteiligten einer Entschei -
dung ohne mündliche Verhandlung zustimmen (§ 112
Abs. 1 Satz 3 GWB). Das Gleiche gilt in den Fällen des
§ 115 Abs. 2 Satz 1 oder 3 und Absatz 3 Satz 1 GWB.

3.3 Das vorsitzende Mitglied bestimmt den Termin für die
münd liche Verhandlung. Die Geschäftsstelle teilt den Ter -
min den beisitzenden Mitgliedern mit und lädt die Ver -
fahrensbeteiligten.

3.4 Die Ladungsfrist beträgt mindestens drei Tage, gerechnet
ab Zugang der Ladung bei den Verfahrensbeteiligten.

3.5 Das vorsitzende Mitglied leitet die mündliche Verhandlung;
es kann eine Proto kollführerin oder einen Protokollführer
hinzuziehen.

3.6 Über die mündliche Verhandlung wird eine Niederschrift
aufgenommen, die min destens folgenden Inhalt hat:

– Ort und Tag der Verhandlung,

– Bezeichnung der entscheidenden Vergabekammer,

– Name der an der Verhandlung teilnehmenden Mitglieder
und der Protokoll führerin oder des Protokollführers,

– Bezeichnung des Nachprüfungsverfahrens,

– Namen der erschienenen Verfahrensbeteiligten, ihrer ge -
setzlichen Vertreter und Bevollmächtigten sowie sons ti -
ger für die Verfahrensbeteiligten erschie nenen Per sonen,

– die von den Verfahrensbeteiligten gestellten Anträge,

– die Rücknahme des Antrags,

– Feststellung, dass die Verfahrensbeteiligten Gelegen -
heit zum Vortrag hatten,

– bei Entscheidung im Anschluss an die mündliche Ver -
handl ung die Beschluss formel,

– die Unterschrift des vorsitzenden Mitglieds.

3.7 Die Verfahrensbeteiligten erhalten eine Abschrift der Nie -
der schrift.

4 Beschluss

4.1 Die Vergabekammer entscheidet durch Beschluss. Das gilt
auch dann, wenn über die Entscheidung einer Vergabe -
prüf stelle zu befinden ist. Ist die Entschei dung der Ver -
gabe prüfstelle rechtswidrig, so hebt die Kammer diese auf
und ent scheidet nach § 114 GWB.

4.2 Der Beschluss enthält:

– die Bezeichnung der entscheidenden Vergabekammer,

– die Bezeichnung der Verfahrensbeteiligten,

– die Bezeichnung des Verfahrens,

– den Tag, an dem die mündliche Verhandlung geschlos-
sen worden ist,

– die Bezeichnung der Mitglieder der Kammer, die bei der
Entscheidung mit ge wirkt haben,

– Beschlussformel,

– die Gründe,

– die Kostenentscheidung, soweit diese nicht durch ge -
sonderten Beschluss er geht,

– die Rechtsmittelbelehrung.

4.3 Der Beschluss ist von dem vorsitzenden Mitglied zu unter-
zeichnen. Die Ge schäfts stelle übermittelt den Beschluss
an die beisitzenden Mitglieder. Diese zeichnen den Be -
schluss mit und übersenden ihn mit der Original unter -
schrift an die Geschäftsstelle. Sie fertigt den Beschluss
aus, beglaubigt die Unterschriften und stellt die Ent schei -
dung den Verfahrensbeteiligten zu.

Ist das vorsitzende Mitglied an der Unterschrift verhindert,
so unterzeichnet für es unter Hinweis auf die Verhinderung
das hauptamtlich beisitzende Mitglied. Ist ein beisitzendes
Mitglied an der Unterschrift verhindert, unterzeichnet für
es das vor sitzende Mitglied unter Hinweis auf die Ver -
hinderung.

5 Geschäftsgang

5.1 Die an die Vergabekammer gerichteten Eingänge sind von
der Poststelle des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Wein bau unmittelbar der Geschäfts -
stelle der Vergabekammer zuzuleiten.

5.2 Die Geschäftsstelle erteilt jedem Nachprüfungsverfahren
ein Geschäftszeichen. Dies besteht aus dem Aktenzeichen
„VK 1“ bzw. „VK 2“, der Tagebuch-Nummer und dem Jahr
(z. B.: VK 1 - 1/09).

5.3 Die Geschäftsstelle prüft bei Eingang des Antrags, ob die
Zahlung eines Vor schusses in Höhe der Mindestgebühr
nachgewiesen ist und leitet den Antrag un verzüglich dem
zuständigen vorsitzenden Mitglied der Vergabekammer zu.

5.4 Die Aufbewahrungsfrist der Akten beträgt 10 Jahre nach
Abschluss des Ver fahrens.

5.5 Die wesentlichen Entscheidungen der Vergabekammern
können der Fachpresse durch das vorsitzende Mitglied zur
Veröffentlichung zugeleitet werden. Ob und inwieweit
Beschlüsse Dritten zugänglich gemacht oder gegenüber
Dritten Aus künfte über einzelne Verfahren oder die Arbeit
der Vergabekammer gegeben wird, bestimmt das vor -
sitzende Mitglied.

5.6 Das vorsitzende Mitglied setzt die Kosten (Auslagen und
Gebühren nach § 128 Abs. 2 und 3 GWB) sowie auf Antrag
den Betrag der zu erstattenden Aufwen dungen fest (§ 128
Abs. 4 GWB in Verbindung mit § 19 AGVwGO).

6 In-Kraft-Treten

6.1 Diese Geschäftsordnung tritt am 15. April 2009 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 16. April 2004
außer Kraft.

6.2 Änderungen dieser Geschäftsordnung können im schrift -
lichen Verfahren er folgen.
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